
Die staatsrechtliéhen Grundlagen des Kampftes
der evangelischen Schlesier ıhre Religionsfreiheit

eıl 111

Der Exekutionsrezeß vVvO Februar 709 UN dery Ausklang
der habsburgischen Restaurattonspolitik

Kaıiser Joseph der ohl auch gut katholısch, aber Von größerem
geistigen Format als Leopold WAafr, WAar ıcht dem Beispiel seiner
Vorgänger gefolgt Er hatte nıcht, seine miılıtärischen Machtmiuttel
voll Zur Rettung der bedrohten Religionseinheıit in seinen Landen e1inN-

setzen können, den französıschen Glaubensgenossen 1mM Spanischen
Erbfolgekrieg Zugeständnisse gemacht un den rieg mıt ıhnen be
endet, gab der spanıschen Erbschaft den Vorrang VOTL den unschen
seiner Kırche und hatte mıt den schwediıschen Schutzherren der schle-
sischen Protestanten einen Vertrag geschlossen, der den gegenreforma-
torıschen Zielsetzungen widersprach un: ıhre Befürworter sehr ent-
täuschte. Am Bündnıs mıiıt dem protestantischen England den
„Allerchristlichsten König‘‘ konnte der kirchlıche Absolutheitsanspruch
nıcht in dem MaDße gelten Ww1e unte Leopold L bei dem die Glaubens-
verbreitung, das ‚„„‚bonum propagandae fiıde1‘‘, der leitende innen- un:
außenpolıtische Gesichtspunkt ZCWESCH Wafl, w1e 6c5 auch 1im Jahr-
hundert dem W ıllen der römischen Hierarchıe unverändert entsprach.
Dementsprechend protestierte aps Clemens X} dıie Konven-
t10n, verbot, dıe rekatholısierten Kırchen den etzern zurückzugeben,
bedrohte alle, dıe 2Zu beitragen würden, miıt dem Bann, un: der
Wiıener Internuntius warf Kaiser Joseph Ungläubigkeıit vor.
Auch unter den ersten beiden preußischen Königen anderte sıch och
nıchts ihrer Verbundenheıt mıt dem Kaisertum, trotzdem beide sıch
gerade der durch dıe Konfessionsverschiedenheıit bedingten politischen
Gegensätzlichkeiten voll bewußt König Friedrich ılhelm
ahm dıe Preußens als Schutzmacht des schlesischen Protestan-
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t1ismus ernst, und unter den Wünschen, gegen deren Erfüllung der
W.ahl Karls VI zu Kaiser zustimmte, befand sıch als erster der, daß
dıie Reformierten 1in Schlesien die den anderen augsburgischen Kontes-  P
s1ONsSverwandten 1M Altranstädter Frieden gewährten Zugeständnisse
in gleicher VWeıise genießen sollten *)
Der schwedische Önıg WAar sıch sehr ohl darüber iMa klaren, daß der
Kaiser NUuUtLrL den polıtisch-milıtärischen Notwendigkeıiten gehorchend
den Vertrag geschlossen hatte, un: ezog er dıie Möglıchkeit in
seine Berechnungen ein, daß W ıen sıch ebenso Ww1e dıie Eınhaltung
des Osnabrücker Vertrages auch die der Konvention drücken wuüurde.
In ‚„„ferneren Vergleichspunkten‘‘ 7wischen dem Kaiser un dem
schwediıschen Önig VO September 1707 versprach arl daher
ZWAaTL, seine Streitkräfte unverzüglıch aus Schlesien abzuzıehen, sobald
der Kaiser die Zur Durchführung der UÜbereinkunft erforderliıchen An-
ordnungen erlassen habe, behielt sıch aber VOT, für den Fall, daß die
Konvention innerhalb der vorgesehenen Frist nıcht rfüllt sein würde,
seine Armee solange nach Schlesien zurückzuführen, bıs der Vertrag
r{£fullt se1 Für dıe Durchführung der Konventionsbestummungen setzte
der Kaiser eine AaUS en katholischen Beamten der schiesischen
Verwaltung, Hans Anton rat Schaffgotsch, Landeshauptmann VO  }

Schweıldnıitz- Jauer; Christoph 1ılhelm raf Schaffgotsch, Landes-

hauptmann Vvon Liegnuitz; Franz Anton taf Schlegenberg, Landes-
hauptmann von Breslau un Franz Albrecht Langıus vVvon Kranıiıch-
städt, katiserliıchem Oberamtsrat bestehende Kommissıon EIn, während
arl mıt der Überwachung der Durchführung des Vertrages seinen De-
währten Verhandlungsführer Baron Strahlenheim beauftragte x
Dıie Altranstädter Konvention hatte die evangelischen Schlesier VO  $

einer ungeheuren seelischen Last befreit Wı1ıe tief 1eSs Ereign1s das
schlesische olk bewegte, ze1igt dıe sich VO  30 Ende RJO ber QanNz
Schlesien verbreitende, bIs die Osterzeıit 1708 währende ewegung
des Kınderbetens, als sıch evangelısche Kınder 7zwıischen un: Jah
Icn au eigenem Antrıeb unte freiem Hımmel täglıch ZzwWe1l1- bis rel-
mal Andachten mıt geistlıchen Liedern un: Psalmenlesung versamnı-

melten, dıe nıt dem Liede „Nun Gott Lob, CS ist vollbracht‘‘ endeten.
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Dıiese Zusammenkünfte, denen auch der spatere Dıchter Christian
Günther teilnahm, die anscheinend ihren Anstoß VON den öffentlichen
Andachten der schwedischen Truppen erhielten, nahmen ihren Aus-
ZAaN ohl in Sprottau (Fürstentum Glogau), VO  } aus. S1Ee sıch
schnell ber 2anz Nıederschlesien verbreıteten. 395  Diıe Devotion, S1Ce
dabe1 zeigen, ist gZanz extraordinaıre‘”, heißt 65 in einem Bericht In
einem ebet, das dıe schlesische Jugend besonders 1im Fürstentum
Glogau verrichtete, wırd die 1Ns Land gebrachte religıöse Not als
rechte olge der Verachtung des heilıgen Wortes dargestellt, un ein
in agan un Umgebung gesprochenes sagt ott ank für die
Rückgabe der Kırchen un! bittet Frieden für den Kaiser un:
die Erhaltung des VWortes. Eın AaNONYINCL Druck VO .pf1 1 /08
sah in den Kınderandachten göttlıche Zeichen dahingehend, daß ott
sıch der unschuldıgen Kınder bediene, die Menschen, VO  « denen
dıe me1isten sıch entgegen der christlıchen Lehre verhielten, ZU wah:
fen Christentum zurückzuführen. Caspar Neumann, Inspektor
St Elisabeth in Breslau, fürchtete allerdings in einem Gutachten hinter
diesem Phänomen den Teufel, während das Gutachten des Pastor prim.
Davıd Schindler Liegnitz auf die Gefahr hinwies, die Jugend
sıch der Autoriıtät VO:  3 Eltern, Lehrern un Kırchen entwöhnen könnte.
Im allgemeinen nahmen Geistlichkeit un! Regierungen diese
Bewegung, dıie ber Schlesien hinaus Aufsehen GIFERTE; Stellung. Sıe
erlosch bald un flackerte Nur och einmal in den dreißiger Jahren
vereinzelt 1im Gebirge auf ©
Es ist begreiflich, daß die Dankesgefühle icht 1Ur dem Könıig VON

chweden galten, sondern auch Kaıiser Joseph, und daß die Schlesier
unter dem tiefen Eindruck des ertrages gewilltö dieC
NnenNn Leiden veErgeESSCN un: ıh als Grundlage für eın positives Ver-
hältnıs ZuU Kaıiserhause betrachten. Sıe mußten allerdings damıt
rechnen, daß ein Erstarken des Hauses Habsburg und eine Schwächung
der evangelıschen (Garanten des ertrages wıieder dıie alten efiahren
heraufbeschwören konnte. Da die Rechtssprechung un! Verwaltung
des Landes ebenso Ww1e das Gesellschaftsleben weıterhın unter dem
Einfluß VOoO  3 Kaiser un Kırche standen, konnte die Gegenreformation
jederzeıt, WEn sS1e 65 für geboten hielt, ihre Bemühungen fortsetzen.
Miıt dieser Einstellung gingen die esier daher sogleıch auch ihrer-
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se1its daran, der Verwirklichung der Konvention arbeıten. In der
Vorrede einer privaten Stellungnahme VO Oktober LO die
sich mıt den durch die Konvention geschaffenen Religionsfreiheiten
befaßt, heißt

S 1st der Gerechtigkeit un Erfüllung des hochbeschworenen rıe-
dens gemäß, daß den evangelıschen Untertanen in ber- un Nıeder-
schlestienseits daran, an der Verwirklichung der Konvention zu arbeiten. In der  Vorrede zu einer privaten Stellungnahme vom 20. Oktober 1707, die  sich mit den durch die Konvention geschaffenen Religionsfreiheiten  befaßt, heißt es:  „Es ist der Gerechtigkeit und Erfüllung des hochbeschworenen Frie-  dens gemäß, daß den evangelischen Untertanen in Ober- und Nieder-  schlesien ... dasjenige in ruhigem Gebrauch gelassen werde, was ihnen  seit 1648 genommen worden.‘ Der Friede sollte der weiteren Ent-  ziehung des Gottesdienstes ein Ende machen. Es stehe im Westfäli-  schen Friedensschluß kein Wort darin, daß nach dessen Vollziehung  noch weitere Kirchen weggenommen werden sollten. Am allerwenig-  sten konnten den Evangelischen die Schulen in Städten und Dörfern  genommen werden. „Die Friedensstifter haben keine Freiheit bekom-  men, den evangelischen Schlesiern ihre freie Religionsübung zu neh-  men. ... Wie sollen aber die armen Oberschlesier, die Einwohner im  Fürstentum Sagan und viele andere bestehen, die gar keine Kirche,  Schule und öffentlichen Gottesdienst mehr haben, sondern allenthalben  in die Irre gehen und einer da und der andere dort seine Nahrung  suchen muß? Ja es ist auch in den drei Fürstentümern Schweidnitz,  Jauer und Glogau unmöglich, daß die Einwohner aus einem ganzen  so volkreichen Fürstentum . . . bei einer Kirche, die kaum den 100. Teil  des Volkes fassen würde, können versorgt werden. Noch unmöglicher  ist es, daß die Religionsübung ohne genugsame Schulen bestehen kann,  da sie das Fundament der Religion und dessen regulierter Übung sind.  Und obgleich der eine und andere seinen Privatlehrer hat, so sind  viele tausend Arme, die sich solcher Wohltat nicht bedienen können.  Der Hausgottesdienst ist auch nicht genug, weil viel tausend arme  Hausväter sind, die entweder keine Bücher haben, oder auch garnicht  lesen können  . Ach! Bei so weniger und enger Freiheit des öffent-  lichen Dienstes und bei so wenigen Schulen nimmt die Unwissenheit  sehr überhand. Aus dieser folgt der Epikureismus (oder Schand-Leben)  und aus diesem der Atheismus (oder Gottes-Vergessenheit), womit  ohne das geringste Aufnehmen des katholischen Wesens 1.K.M. mehr  geschadet als gedient wird.‘“ °).  Gleich nach Abschluß der Konvention bat die Breslauer evangelische  Gemeinde und Bürgerschaft den Magistrat um Abhilfe gegen die  5) a.a.O. S. 845—847.  67dasjenıge in ruhigem Gebrauch gelassen werde, WAdsS ıhnen
se1it 1648 worden.“‘ Der Friede sollte der weıliteren Ent-
ziehung des Gottesdienstes ein Ende machen. Es stehe 1m Westfäl1i-
schen Friedensschluß eın Wort darın, daß nach dessen Vollziehung
noch weiıitere Kırchen WESSZCNOMUNEN werden ollten Am allerwenıg-
sten konnten den Evangelıschen die Schulen in tadten un Dörfern

werden. ‚„„Dıe Friedensstifter en keine Freiheit eKOM-
INCN, den evangelıschen Schlestiern ihre freie Religionsübung neh-
IN  - W 1e sollen aber die Oberschlester, dıe Einwohner 1mM
Fürstentum Sagan und viele andere bestehen, dıe Sal keine Kırche,
Schule un öffentlichen Gottesdienst mehr haben, sondern allenthalben
in die Irre gehen und einer da un der andere ort seine Nahrung
suchen muß? Ja CS ist auch 1in den reli Fürstentüumern Schweıidnıitz,
Jauer un Glogau unmöglıch, daß dıe Eiınwohner au einem ZaNzZCH

volkreichen urstentum be1i einer Kırche, die aum den 00. Teıl
des Volkes fassen würde, können versorgt werden. Noch unmöglıcher
ist CS, daß die Religionsübung ohne SENULSAME Schulen bestehen kann,
da S1e das Fundament der Religion und dessen regulierter Übung sınd.
Und obgleich der eine un andere seinen Privatlehrer hat, siınd
viele ausend Ärme, die sıch solcher ohltat nıcht bedienen können.
Der Hausgottesdienst ist auch iıcht CNUS, we1ıl viel ausend aAfrme

Hausväter sind, die entweder keine Bücher aben, oder auch garnıcht
lesen können Ach! Be1i weniger un Freiheıit des öffent-
lıchen Diıenstes un be1 wenigen Schulen nımmt die Unwissenheit
csehr überhand Aus dieser folgt der Epikureismus er Schand-Leben)
un 4aUuS diesem der Atheismus (oder Gottes- Vergessenheıit), womıit
ohne das geringste Aufnehmen des katholıschen W esens 1K mehr
geschadet als gedient wird.“‘‘ z
Gleich nach Abschluß der Konvention bat die Breslauer evangelısche
Gemeinde und Bürgerschaft den Magıiıstrat Abhıiılfe die
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systematısche Unterwanderung ihrer religı1ösen und weltlıchen rei-
heıten. Nachdem 1n der Konvention die Breslau besonders (ı

wähnt se1 und sS1e aus$s der Sorgfalt, mıit der sıch der Magıstrat ihrer
Angelegenheıten annehme, dıe feste Hoffnung schöpfen könnten, daß

das Wohl der evangelıschen Bürgerschaft 1m Auge habe nd der
Exekutionskommuission ıhre Religionsbeschwerden vortragen werde,
wollten S1e doch auf Veranlassung der Zünfte un Zechen eine Aff:
chrıft überreıichen. Darın heißt CS weiter:

Die Erfahrung hat gelehrt, daß TOLZ der in Art des Westfälı
schen Friedens der Breslau gewährten freien Religionsübung
VO  — den damalıgen Reformationskommissaren die Zur gehören-
den, 1M Namslauer Weiıchbilde gelegenen Dörfer Domslau, Ireschen
un Strehlıtz SOWI1E Rıemberg, Schwoitsch un! Protsch der katholischen

lichen besetzt wurden.
Reformatıon unterworfen un iıhre Kircheq mMiıt katholischen Geist-

H Es ist dem Magıistrat Zur Genüge bekannt, daß auf trund uralter
Privilegien geistlıche Personen keinen Grundbesıitz 1n der Stadt WEerLr-

ben dürfen, und wWenn EeLtwAas hiergegen dekretiert wurde, wurde immer
die Versicherung beigefügt, daß CS en stadtıischen Rechten nıcht VOL-

greiıfen wüuürde. Dennoch hat dıe Geistlichkeit viele bürgerlıche Häuser
1n Besıitz IN  > un obwohl die hiesigen Katholiıken ohnehın

mıiıt Kırchen versehen sind, wurden bürgerliche Immobilien
1n Klöster verwandelt. Auf solche Art wurde +6 71 das Kloster
St Hedwig, 1684 das Kloster auf der Hundsgasse, 1686 das Ursult-
nerkloster erbaut, und dıie bürgerlıchen Grundstücke wurden in gelst-
ıche an gebracht.
111 Nach dem Westfälischen Frieden hat das hiesige evangelısche
Konsistorium ziemlıch 1e]1 erduldet, Ja C wurde seine Abschaf-
fung angebahnt, obgleıch sein Bestehen VON samtlıchen alsern seit
Ferdinand un VO Magıstrat durch Privilegien un andere Bestä-
tigungen geschützt wurde.

"Irotz en Bıttens wurde in der Stadt eine Universität erriıch-
EL, obgleich Kaiser Ferdinand 144 1643 dıe Jesuiten anfangs nıcht
einmal in die aufnehmen lassen wollte, sondern iıhnen außerhalb
der Stadt auf em Sande einen ATZ anwelsen lıeß; davon schwe:i-
ZCN, daß Breslau eine Handelsstadt ist, der die Universität n equem-



Lichkeiten verursacht durch dıe vielen Exemptionen Störungen un dıe
Von den Universıitätsangehörigen beanspruchten Befreiungen weshalb
auch der Herzog Braunschweig un der Magıstrat Nürnberg
ungeachtet dessen daß beıide ÖOrte Nur VvVon Religion sind dıie
Unıversıität nıcht ort fundiert sondern S1IC ach Helmstädt bZzw Alt
dorf als kleine un Studieren gee1gnNete Orte gelegt haben
VI Se1it uralten Zeıten WAar CS rechtens daß WenNnn VO  3 den hıe

Zunftältesten starb diese freıi und ungehindert Nachfolger
wählen konnten un: die Wahl VO Magıstrat NULr bestätigt wurde
Dennoch hat mMan diese freıe tAltestenwahl dadurch gestOrt daß ver
schıiedene katholische Meıster, obgleıch S1C die allerjüngsten
und die erforderliche Qualität Zu tAltesten nıcht besaßen, diese
‚Amter eingeschoben wurden.
VII Wenn VONN Eheleuten C Teıl evangelısch Wr mußten die K In
der aus dieser Ehe katholisch CIzZOLCN werden ungeachtet dessen daß
auch Relıgionssachen der Vater die elterlıche Gewalt ber die Kın
der hat

Diejenigen welche zur evangelıschen Relıgion übertraten muß
ten das Land verlassen un: verstorbenen Konvertiten verweigerte
Inan die üblıchen Leichenzeremonien

Im Jahre 1662 wurden die öffentlıchen Prozessionen aufs CC

eingeführt Da Nu  - diese C4 Festung 1st können derg] Pro
zessionen durch alle beliebigen (sassen Ja durch dıe Stadttore ıcht
gebillı werden zumal 65 auch den katholischen Orten un Festun
SCH nıcht zulässıg 1St daß derg] volkreıiche Umgänge durch Tore un
ber Brücken gehen Be1 der Breslauer Fronleichnamsprozession muß
Nan etlıche ausend Menschen unkontrolliert auf die Brücken lassen
Was der Stadt durch Überrumpelung oder durch infizierte Personen
große Gefahren bringen könnte Es könnte ihre Religionsfreiheit
gefährdet werden

M Die Katholiken haben CINEC Eıinteilung der Stadt Pfarrbezirke
VOrZENOMMEN Dies 1ST für uns ohne Belang, solange 6S uNsefre Kır
chen nıcht beschwert Da diese Eıintellung aber Nur vorläufiger Art
1st sollte darauf geachtet werden daß SIE der Zukunft den ECVAN-

gelischen Kırchen nıcht zZu Nachteil gereıcht



111 Aus dem Angeführten rhellt, daß das VO  3 der Bürgerschaft
Berührte erst nach dem Friedensschluß 1er eingeführt wurde. 1a
aber der Kaiser rklärt hat, daß das, WAaS ZC den wahren Sınn des
Osnabrücker Vertrages MNECU eingeführt worden se1, berichtigt werden
solle, wiırd der Magıstrat ersucht, be1 der Exekutionskommuission dahın
gehend vorstellıg werden:

Dıie ZurfF Stadt gehörigen Kiırchen sind wieder dem evangelıschen
Gottesdienst zugänglıch machen.

Der in geistlıche Hände gelangte bürgerlıche Grundbesıitz ist r -

stıtul1eren, die Erbauung weıterer katholischer Kırchen Ür Klöster ist
verhindern.
Das evangelısche Konsistorium soll be1 seinen Privilegien erhalten

bleiben
Dıie Universität ist einen besser gee1igneten Ort verpflanzen.
Den Pfuschern un Störern ist das Handwerk legen
Dıie Freiheıit der (Ältestenwahl soll uneingeschränkt zugestanden

werden.
Der evangelısche Vater soll seine Kınder 1im evangelischen Glauben

auch annn erziehen können, WwWenNn seine TAau katholisch ist
Den Verlobten soll freigestellt se1in, die priesterliche Einsegnung

be1 einem evangelıschen rediger auch annn suchen, WwWenNnn ein eıl
katholisch ist 1e Annulıerungen evangelıscher Einsegnungen sollen
rückgängıig gemacht werden.

Den ZurF evangelischen Relıgion übergetretenen Personen soll ein
ehrlıches Begräbnis gewährt, dıie großen Prozessionen durch die Stadt-
tOre sollen abgestellt werden.

Es sollen keıine die evangelischen Kırchen benachteiligenden Pfar-
reirechte eingeführt werden.
13 Es ist abzustellen, daß Vermächtnisse, dıe nach dem W ıllen des
Vermachenden ausschließlich Evangelischen zugutekommen ollten,
Katholiken zugee1ignet werden.

Nach dem Friedensschluß, insonderheıt 1 700, mu sıch Z daß der
Fıskal die Buchläden visıtierte, eine grohe enge Bücher, in denen
auch Nur eın Wort ber das Papsttum finden WAafl, wegnahm oder
den Verkauf untersagte. Der freıe Verkauf VOo:  ] Büchern evangelischer



Schriftsteller soll keinen Beschränkungen unterworfen werden, zumal
ZWar nach dem allgemeinen echt un nach Art 10 des Osna-
brücker Friedensschlusses atheistische und radıkale Bücher verboten
sınd, nırgends aber angeordnet ist, daß dieses Verbot auch den Verkauf
evangelıscher Bücher einbezieht.
15 Nach der Apotheker-Ordnung Von 1650/1674 sind anderen Per-

auch Arzten, alle Eıingriffe in das Apothekenwesen ausdrücklich
verboten. I rotzdem haben die Jesuiten beim Odertor eine besondere
Apotheke errichtet, den evangelıschen Kranken IMNSO besser be1i
kommen können. Da aber be1 den Visıtationen in den hiesigen

Apotheken alles in Ordnung befunden wurde un der Kaiser noch
17041 dıe Einrichtung Apotheken verbot, wırd diese
gesetzliche Maßnahme der Jesuiten protestiert, zumal dıes auch ach
dem kaıiserlichen Rezeß VO 1645 verboten ist 5)
Der Kaıiıser un seine Kkommissare jedoch willens, aus der Kon-
vention alles Nur Möglıche für sıch herauszuholen und ihre Bestim-
Mungen un die in ihr vorhandenen Lücken ihren unsten ZUl-

Jegen, sıch iıhre Durchführung NUur sehr schleppend vollzog, un
31 Oktober 1707 verlas im großen Saal des Liegnitzer Schlosses

der Kanzleı-Expeditor des Fürstentums VOoOr den kaıserlichen Kommis-
den Landeshauptleuten der Fürstentümer Schweidnitz/Jauer,

Liegnitz un: Breslau un: den Vertretern der Stände ein das ber.
AT CIZANLENECS kaiserliches Reskript. In ıhm heißt Mıt Rücksicht
darauf, daß dıe Katholiken den Evangelischen eine Anzahl Kirchen
einträumen mußten, die ahl der Katholiıken aber se1it der Zeıit, da das
Fürstentum dem Kaiser anheimfiel, ZUSCNOMM! hat, WAar 6S dem Kai1-
SCr ein ernstes Anliegen, die Katholiken mit einer zulänglıchen ahl
VO  3 Kırchen un: dıe dazugehörigen Seelsorger mıt ausreichenden Eın
kommen versehen. Er instruierte seine Kommisstion dahingehend,
das Kırchenwesen miıt den Konsistotrien einzurichten, WI1e Sn Leb-
zeiten der Herzöge beschaffen Wafl, ohne allerdings den Rechten des
Kaisers als oberstem Patronatsherrn und oberstem Bıschof vorzugre1-
fen, un gab der Hoffnung Ausdruck, sıch zwıschen den beider-
seitigen Relıgionsverwandten Harmonie und gegenseıtiges Vertrauen
entwiıckeln un: festigen möge } Dıe evangelıschen Liegnitzer Stande
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wıiederum beriefen sıch auf die Konvention. In einem Votum collect1-
Vu VO November 1 707 erklärten sie, Adiese als eın höchstes Gesetz
anzunehmen und achten Hınsıchtlich der Versorgung der Katho
lıken miıt Geistlıchen un deren Unterhalt wandten s1e ein, daß einıge
der katholischen Geıistliıchen stattlıche Pfarreien besäßen, andere selien
Ordensleute, die in ihren K löstern und Konventen einen reichlıchen
Unterhalt beziehen könnten. Auch zögen die katholischen Geıistlıchen
aus den Stolgebühren, Zehnten un auf andere Weiıse erheblıche Eın
künfte. Sıie hofften, der Kaiser werde be1 den schweren Zeıten seine
Untertanen davon befreien, deren Unterhalt noch auf andere Art
beizutragen, da 65 unmöglıc erscheine, dafür CHC Fınanzlerungs-
grundlagen ausfindig machen. W as das Kırchenwesen anbelange,
vertrauten S1e darauf, daß dıe alten Patronatrechte 1n un Land
schützen werde. Auf Grund seines Befehls, Deputierte bevoll-
mächtigen, inıt denen dıe Kommissıon das Religionswerk ordnen
könne, benannten S1e den Landrichter Carl S1igmund VOL Mauschwiutz
auf Armenruhe un den ehemalıgen Obersten Hans VO  - Schweinitz
auf Krain, und baten, daß auch die Städte einen Deputierten benennen
dürften, wofür S1e den Advokat Hans Christoph eelıger AauUuS Liegnitz
vorschlugen. S1e verpflichteten SICH, mit den Katholıken in Har
monte un: aufrichtigem Vertrauen zusammenzuleben 3
Am November egal sıch die Kommission ach Wohlau, s1e
VO  =) den Wohlauer tänden 1m Schloß empfangen wurde. Dıie kalser-
lıche Proposition autete w1e die in Liegnitz verlesene, worauf

November das Votum collectivum der Wohlauer Stände verlesen
wurde. Sıe erkannten die Restabilisierung ihrer Religionsübung dan
kend d  9 erklärten aber ebenfalls, daß CS icht in ihren Kräften stehe,
dıe 1m Fürstentum Wohlau befindliıchen Katholiken mMuıt einer genu-
genden Anzahl VO  — Kırchen un!: die dazugehörenden Geıistliıchen mıiıt
einem genügenden Auskommen versehen. Ohnedies hätten dıie
nıgen katholischen Stände, VO  3 denen 65 be1 der Rıtterschaft 1U D  — %
ÄAngesessene gebe, 1n den tädten aber dıe meıisten Z Amterbesetzung
VON auswarts hergeschickt würden, überall in der Nachbarschaft die
Möglıchkeıit, Gottesdienst teiılzunehmen. Wenn 65 sıch be1i den
Seelsorgern auch icht mehr als sechs handle, se1i CS dem muiıt en
Schulden belasteten Fürstentum doch unmöglıch, iıhren Unterhalt
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f{inanzıeren. Sıe versicherten, die kaiserlichen Rechte als oberster Bı
schof und Patronatsherr achten wollen, hofften aber andrerseits, daß

die Patronatsrechte anderer in un Land schütze. Als Depu-tierte benannten S1IE Georg Friedrich Von Falkenhayn auf Brodelwitz,Landesältesten des Raudtenschen Kreises, un! den Landesältesten des
Wiınzigschen reises Christoph Friedrich VvVon Nıesemeusel auf Strien.
Da die Verhandlungen aber auch wesentlıche stadtische Angelegenhei-ten betrafen, wollten auch sie einen städtischen Vertreter hinzuge-wiıissen, un! schlugen den Rechtskonsulent des Fürstentums ‚ Ott-
friıed Klösel VOLr %)
Die letzte Etappe der KOommission bildete die FürstentumshauptstadtBrieg, S1e 21 November eintraf. Auch die Brieger Stände WI1e-
SCH in iıhrem otum collectivum darauf hın, daß die Katholiıken iıhres
Fürstentums genüugende Möglichkeiten ZU. Gottesdienst hätten, zuma[|
ihre ahl nıcht allzu groß se1l SO selen 1mM Weeiıchbild der un
den fünf anderen VWeiıchbildstädten keine 110 eingesessene Katholiken
anzutreffen, darunter dıie kaıiserlichen Bedienten, Ratsmitglieder und
andere Amtspersonen, die eigene Häuser hätten, die iıhre Relıgions-übung, icht 1ın den Stadten, doch ın allernächster Nähe sechr
bequem ausuüuben könnten un für sıch un die Katholiken des Ohlauer
Weiıchbildes fast Kırchen behielten. Be1i den schweren Zeiten und
den unerschwinglichen öffentlichen Lasten se1 65 auch fast unmöglıch,denjenigen katholischen Pfarrern, deren Kırchen zurückgegeben WeEeL-
den sollten, einen standesgemäßen Unterhalt verschaffen. Es könne
doch aber iıcht schwerfallen, daß die Ordensleute unte ihnen ihren
Stiftern zurückkehrten, daß diejenigen, welche andere geistliche ene-
f1zıen hätten, sıch Von diesen unterhielten, sodann die übrigen in
den benachbarten Fürstentümern, die katholischen Pfarrer me1st
Zzwel oder mehr einträgliche Pfarreien besäßen, eingestzt werden OnNN-
ten Auch hätten S1e er den derzeıitigen Verhältnissen die Zehnten
und andere Eiınkünfte Zur Verfügung. ollten sıch Jjedoch Sanz AÄAtme
unter ihnen befinden, würden die Stände Augsburger Konfession
6S iıhnen icht mıßgönnen, daß iıhnen aus dem Vermögen iıhrer Kırche,Je nachdem WwI1Ie S1e damıiıt gewirtschaftet hätten, ein entsprechenderAnteil abgetreten werden könnte. Dıe lutherischen Stände würden nie-
mals das andesfürstliche echt des obersten Bıschofs Ntasten S1ie
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vertrauten aber darauf, daß 1mM Falle des konkurrierenden kaiserliıchen
Patronatsrechts < irchen- un Schulvakanzen mıt untadelıgen utheri1-
schen Personen besetzt und nhaber althergebrachter Patronatsrechte
iıcht in ihren Rechten gekränkt würden. Sıe baten auch, die
Kırchenverfassung einschließlich der Konsistorien wieder auf den Fuß

setzen, wie CS Zeıten der früheren Herzöge der Fall ZEWESCH
sel, un die Stolgebühren, deren öohe bısher 1im Belieben der Geist-
lichkeit stand, SCHAU festzulegen, welchem 7 weck der Kalser als
Vertreter der Patronatsherren Ernst Leonhardt VON I'schirsky auf Mech-
witz, Weigwitz un Schmitzdorf un Joachım Friedrich VOon Seydlıtz
auf Schönbrunn, Rosen und Käschere1 bevollmächtigte. Als Post-

scr1iptum des Stände-Protokolls ist hinzugefügt: 35 Dieses ist sehr
OM1NÖS, daß auch den 21 Novemb.., als diesesmahl 1mM rıieg dıe PIO
position geschehen, Vor A2 Jahren auch den 21 Nov ihr etzter Fürst
gestorben un a1so ein Gedächtniss- T’ag neNNeN 'IO) CC

Für dıe Durchführung der Konvention WAar ach eine Frıst VO  -

sechs onaten gesetzt, die erste Häl{fte aber ungenutzt verlief,
daß Strahlenheim die Kommissare nachdrücklıch mahnte. Am

13 November 1707 übergab der Kommission seine Forderungen.
Darın verlangte Abhaltung einer Generalkonferenz mıt den Kom
missaren, die anschließende gemeinsame Bereisung der Fürstentumer,

der Bestallung der evangelıschen Lehrer un!: Pfarrer durch die
Patronatsherren beiwohnen können, un die Wiedereinsetzung der
iıhres Glaubens entlassenen Beamten, womıt die Punkte
schnitt, die 1n den Vorverhandlungen schon böses Blut gemacht hat-
ten *3:
Fae Kommissıon WAar ihrerseits bemüht, AausSs der Konvention das
Außerste herauszuholen, und drückte 1in einer „letzten Erinnerung‘“
VO: 223 November 1 7O / den Brieger tänden iıhr Befremden darüber
auS, daß iıhre Erklärung 1 ast och mehr als der vorhergehenden WEY-

Fürstenthümer‘“‘ in ezug auf die Fundierung des Unterhalts der
katholischen Geistlichkeit VO  e den kaiserlichen Wünschen entfernt se1
Den Geıistlichen se1 auch mıiıt einer einmaliıgen Abfindung icht 3C
dient. Es lıege alleın 1mM W ıllen der Stände, eine befriedigende Lösung

finden, un S1e ersuchte daher die Stände, die Angelegenheıt noch
'IU) a.a.0 08—91
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mals überdenken. Dıie Stände erwıderten, daß S1e die Einrichtungdes katholischen Gottesdienstes dort, CS daran mangelte, dem Kaı
SCr anheımstellten. Sıe wuüßten aber keinen Fundus ersinnen, OTaus
der katholische Gottesdienst dort, ohnedies Dlıeb, auf evangelı-sche Kosten dotiert werden könnte. Hınsıchtlich des Unterhalts der
Geistlichen, deren Kırchen den Protestanten zurückgegeben wurden,
wollten S1Ee mıt den beiden anderen Ständen beraten, wI1Ie der Forde-
Iung einigermaßen Genüge getan werden könnte. Auf jeden Fall aber
ollten diese Geistlichen TOLZ der Geldnot der Stände eine einmaligeAbfindung von 100 Florenen rheinisch erhalten ‘I2)
AÄAm 23 November schloß sıch die Kretschmerzunft der Bürgerschaftder Breslau mıiıt eigenen Beschwerden und ersuchte die auf:
mannsältesten be1 der Kommission auf folgendes drängen:

Dıie Uniıversität soll kasstert werden.
Die Prozessionen sollen abgeschafft werden.
Die Jesuiten sollen anderswohin gewlesen werden, zumal S1e tund
allerhand Beschwerden erregt haben Schon 1648 wollten S1e den

Minorıitenorden enteignen, den s1e, wWenn die Bürgerschaft nıcht
Hılfe gekommen ware, hinausgejagt hätten. In der Folgezeıt mischten
Sie sıch immer mehr in weltliche Händel ein

Die auf den Stadtgütern befindlichen Kırchen un Schulen sollen
wieder dem evangelıschen Gottesdienst eingeräumt werden.

Evangelische Begräbnisse sollen nıcht behindert werden, Zr CVA

gelıschen Relıgion Übergetretene sollen WI1e andere Evangelısche be
handelt werden.

Be1i Mischehen soll 605 den Eltern freistehen, dıe Kınder in der CVAanN-

gelıschen Relıgion erziehen un: selbst überzutreten.
Den Jesuiten soll icht gestattet sein, katholisches Gesinde

evangelısche Brotherren unterstuützen un: aufzuwiegeln, und C5
soll nıemand gestattet sein, die andere Religion beschimpfen.
F} Bierbrauen un der Bierhandel, der 1im bischöflichen Hof un in
den me1ısten Ostern die geistlıchen Gesetze betrieben WIrd,
soll abgeschafft werden 13)
12 Lehmannus
13 a a.0 94S. 91  9/50 1/12.
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In iıhrer Antwort VO Januar 1/08 dtücken die Kommıissare ihre
Überzeugung du>S, daß ebensowen1g, Ww1Ie der schwedische Könıg AÄAn-

unbillıgen Ausdehnungen der Konvention eın T
schenkte, Strahlenheim Ausdehnungen, die ber dıe Bestimmungen
hinausgehen, verwerfen werde. Die Altranstädter Konvention regle
für die Schlester NUuUr Relıgions-, nıcht aber politische Angelegenheıten.
Die in Osnabrück zugestandenen rel Kırchen un dıie 1U  — zugestan-
denen Schulen könnten nıcht AausSs Stein errichtet werden, da S1e der
Stadtmauer lıegen kämen un: iNnan sS$1e 1im Kriegsfall niederreißen
mulßte ürden S1e aber einen Kanonenschuß weıit VON der e -
Dbaut werden, würde c5 der Kaiser gestatten. an Art se1 5
daß den klaren Buchstaben der Konvention ıcht beansprucht
werden könne, evangelische Schulmeister halten. ingegen WO
der Kaiser den Besuch lutherischer Kranker durch Geistlıche AaNLLEN-
zender Fürstentumer zugestehen. Zu könnte sıch der Kaıser nicht
die Hände binden lassen, Personen welcher Religionszugehörigkeıt er

öffentlıche ‚Amter übertrage, da C sıch 1er eine rein polıtische
Angelegenheit handle. uch se1 notorisch, daß die lutherischen Stände
nıemals Von Landesämtern ausgeschlossen worden selen. Der Kaiser
könne jedoch nıcht zulassen, Katholiken Zur Augsburgıischen Kon
ess1i0nN überträten. Dies könne auch nıcht dem W estfälischen Frieden
entnommen werden. Er habe ZWar den Lutheranern dıe freie Religions-
übung gestattet, ıcht aber den Katholıken, genannfter elıgıon
überzutreten. Hıngegen werde den Lutheranern nıcht verwehrt,
katholıschen Feiertagen arbeıten, falls der katholische Kultus da
durch nıcht gestört werde, ebenso WwWI1Ie S1e iıhre Buß- un Bettage halten
könnten. uch solle den Kollatoren erlaubt se1ın, sıch in den Kırchen,
be1 welchen iıhnen das Patronatsrecht zustehe, bestatten lassen und
Epıtaphien und Denkmiäler errichten.

Zu 10 zeige die getroffene Konventıion, daß den Lutheranern eine
weIıit größere Religionsfreiheit gewährt worden sel, als sie nach dem
Osnabrücker Friedensschluß hätten beanspruchen können. Es se1 daher
nıcht bezweıfeln, daß der König sıch mıt dem Erreichten begnügen
un sıch nıcht VO  3 Feinden un sonstigen Störenfrieden weıteren
Forderungen anreizen lassen werde. Wenn INnNhan weıterhin AarQU-
mentıere, als ob der Katiser wıllens sel, den Lutheranern och mehr
zuzugestehen, als in der Konvention festgelegt se1, MuUSsse darauf



hıngewiesen werden daß dıie kaıiserliche Seite ständig vorgeste habe
könne CS be1 den Vertragsbestimmungen nıcht auf Edelmut oder

einNsEILIZE Auslegung ankommen lassen sondern den ext
abfassen jeder Vertragsschließende AaUsS dem Buchstaben des FEr
tes selbst WISSCN könne an gebunden e Da der Kaiser CI  m
schlossen SC 1 sıch daran halten entspreche CGS der Bıllıgkeit daß
der schwedische Önıg außerhalb dessen Was selbst unterschrieben
habe 1INSOo WENISCI verlangen werde als Ssıch der Kalser vielen
Punkten habe überreden lassen den Westfälischen Vertrag Zzu Gun
sten der Lutheraner erweıtern Deshalb vertiraue der Katlser darauf
daß dıe schwedische Seite Gene1igtheıit die Konven iO
füllen un: daß 6S keines schrıiftlichen Exekutionsrezesses
bedürfe INSO WCHISCI als der Konvention darüber nıchts gesagt
SC1 14)
In SCINECTL Erwıderung VOo 1/ Januar bemängelte Strahlenheim daß

den Fürstentüumern Liegnitz Brieg, Wohlau Münsterberg und els
und der Stadt Breslau och verschiedene Kırchen Schulen und öffent-
ıche mter den Protestanten zurückzugeben Der Bau der drei
Kırchen VON Schweidnitz Jauer un Glogau SC1 Osnabrücker Ver-
trag nıcht mMıiıt der Verpflichtung der Zahlung VoNn Stolgebühren VOCIL-
bunden worden Wenn S1C auch von den evangelıschen Bürgern SC
zahlt würden könnte doch icht die Bıldung Observanz

den Weestfälıschen Friedensschluß bıllıgen
Nachdem der Westfälische Friede auch dıe Reformierten einbezogen
habe erwarte der schwedische Önıg, daß auch S1IC be1i der Verwirk
lıchung der Konventıion den an des Friıedens VOon Osnabrück VE -
se würden Da sıch 1U  3 belı der Durchführung der Konventıion VOCI-
schiedene Unklarheıten ergaben, denen der Kalser selbst EC1IHE Er-
läuterung geben für notwendig befand, halte ( der Könıg Von
Schweden ZUFLC Verhütung er künftigen Rückfälle für unumgänglıch,
mıiıt dem aiser ı endgültigen Exekutionsrezeß a ll das für ı
Iner auszuschalten Was spatere Besorgni1s Anlaß geben könne 15)
EeLzZ trat auch die Gesamtheit der evangelıschen Stiände ber und
Nıederschlesiens MmMIıt Denkschrift VO 16 Januar 1708 die
kaıiserlichen KOommıissate hervor Darın baten S1C
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Daß die iıhrer elıgıon vertriebenen Untertanen wieder ZU.

ungestörten Genuß ihrer verlassenen Habseligkeiten und Güter ZUQEC-
lassen werden möOgen;

Daß die WERSCHNOMUNCENEN Kınder wieder zZzur freıen unn-
Erziehung in der elterlıchen Religion restituilert werden;

daß, nachdem CS auf Grund der Konvention ıhnen freisteht, Al

katiserlichen ofe Zzur unmıittelbaren Vorbringung iıhrer Relıgionsange-
Jegenheıiten auf ihre Kosten Vertreter unterhalten, diejenigen Denk-
und Biıttschriften, Deduktionen und anderen Schriften, dıie diese Man-
datare selbst entworfen oder unterschrieben haben, beim Kaiser, der
böhmıischen Hoftfkanzle1 und den Ratsstuben ANSCHNOIMMIME
werden, und daß CS den tänden erlaubt ist, ihnen ihre Anlıegen VOTL-

zutragen. Die Bestimmung, wonach die Stiände den königlıchen Ämtern
dıie Gründe für dıe Entsendung VON Deputationen den Wıener Hof
vorher anzuzeigen un! die Erlaubnis abzuwarten hätten, soll aufge
hoben werden.

Sıe vertrauten darauf, VO  ; NU:  = un ew1gen Zeiten keine Refor.
matıon der evangelischen Religion in lesten mehr befürchten
mussen, „allemaßen diejenıgen Kırchen und Schulen, die 1in den CVall-

gelıschen Geme1inden bısher eingezogen sind, un einigen Orten
Nur VO  3 dem katholischen Pfarrherrn un Schulmeister gebraucht WEeT-

den  51. Daß die ihrer Religion wegen vertriebenen Untertanen wieder zum  ungestörten Genuß ihrer verlassenen Habseligkeiten und Güter zuge-  lassen werden mögen;  2. Daß die weggenommenen Kinder wieder zur freien und ungezwun-  genen Erziehung in der elterlichen Religion restituiert werden;  3. daß, nachdem es auf Grund der Konvention ihnen freisteht, am  kaiserlichen Hofe zur unmittelbaren Vorbringung ihrer Religionsange-  legenheiten auf ihre Kosten Vertreter zu unterhalten, diejenigen Denk-  und Bittschriften, Deduktionen und anderen Schriften, die diese Man-  datare selbst entworfen oder unterschrieben haben, beim Kaiser, der  böhmischen Hofkanzlei und den k. u. k. Ratsstuben angenommen  werden, und daß es den Ständen erlaubt ist, ihnen ihre Anliegen vor-  zutragen. Die Bestimmung, wonach die Stände den königlichen Ämtern  die Gründe für die Entsendung von Deputationen an den Wiener Hof  vorher anzuzeigen und die Erlaubnis abzuwarten hätten, soll aufge-  hoben werden.  Sie vertrauten darauf, von nun an und zu ewigen Zeiten keine Refor-  mation der evangelischen Religion in Schlesien mehr befürchten zu  müssen, „allemaßen diejenigen Kirchen und Schulen, die in den evan-  gelischen Gemeinden bisher eingezogen sind, und an einigen Orten  nur von dem katholischen Pfarrherrn und Schulmeister gebraucht wer-  den, ... den Katholiken zu wenig oder garnichts nütze sind, den  volkreichen evangelischen Gemeinden aber den allergrößten Trost  von der Welt geben und sie von den ungemeinen Beschwerungen und  Unkosten, fünf bis zwanzig und mehr Meilen zu ihrem Gottesdienst  zu reisen, vollends befreit, mithin zu den Leistungen für den Kaiser  mehr und mehr befähigt werden‘“. Im Falle ihrer vollkommenen Reli-  gionsfreiheit seien sie gewillt, mit den Katholiken aufs vertrauens-  vollste in der Verbesserung von Handel und Wandel zu wetteifern,  ihre Kinder in allen bürgerlichen und militärischen Wissenschaften  für die Dienste des Kaisers zu erziehen und keine Mühe zu scheuen,  die auf Grund der Religionsbekümmernisse ganz in die Nachbarlän-  der entwichenen Hauptantriebskräfte der Wirtschaft wieder hereinzu-  holen und Gut und Blut im Dienste des Kaisers und Königs zu  opfern ’®).  1%):8.a.0. S, 955/6.  78den Katholiken wen12 oder garnıchts nutze sind, den
volkreichen evangelıschen Gemeinden aber den allergrößten Trost
von der Weelt geben und s$1e VO:  3 den ungemeinen Beschwerungen und
Unkosten, fünf b1s ZWanzıg und mehr Meiılen iıhrem Gottesdienst

reisen, vollends befreıit, mıthın den Leistungen für den Kaiser
mehr un mehr efähigt werden‘‘. Im Falle ihrer vollkommenen elı-
gionsfreıiheit seien s1ie gewillt, mıiıt den Katholıken aufs vertrauens-
vollste in der Verbesserung VON Handel und W andel wetteıfern,
ihre Kınder in en bürgerlıchen un mıiliıtärischen W ıssenschaften
für die Dienste des Kaisers erziehen un keine Mühe scheuen,
die auf tund der Relıgionsbekümmern1sse ZAanz in die Nachbarlän-
der entwıchenen Hauptantriebskräfte der Wırtschaft wieder hereinzu-
holen un Gut un Blut 1M 1enste des alsers un Köni1gs
opfern 16)
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Auf Wounsch des schwedischen Köni1gs unterrichteten 51 Januar
1708 die Generalstaaten un!: die Könıgın VO  } England den K aiser
davon, daß sS1e für die Konvention VOoONn Altranstädt dıie (Garantıe über-
NOomMMen haben Gememsam muıt dem Ön1ıg Von Preußen etfzten S1IE
sıch auch dafür ein, daß auch den schlesischen Reformiterten die freie
Religionsübung zugestanden werde. In der Begründung, die der pfCuU-
Bısche König verfassen 1eß un die Strahlenheim der Kommission
unter dem Februar 1708 übergab, heißt CS

Da nach der Altranstädter Konvention alles, WdS5 die Bestim-
INUNSECN des Westfälischen Friedens Ungunsten der Augsburgischen
Konfessionsverwandten verändert wurde, wieder auf den friıedens-
schlußmäßıigen Stand gebracht werden soll, tallen darunter auch
die Augsburgischen Konfessionsverwandten teformierter Relıgion.
Denn unstreitig wurden die Reformierten iıcht LLUL VOTLT dem \West-
fälıschen Frieden unter die Augsburgischen Konfessionsverwandten
einbezogen, WwI1e C555 der Naumburger Oonvent VO  3 1561 un dıe Be-
schlüsse des Augsburger Reichstages von 1566 klar beweılsen. Auch der
Westfälische Frieden stellt 1es sıcher.
Auch die <OmMmMI1ssSION erkennt 1eSs 1mM Schreiben VO 1708
A} macht aber einen Unterschied zwıischen den Reformierten 1mM Reich
un denen in Schlesien. Nun Jegt der Friede Osnabrück für die
schlesischen Augsburgischen Konfessionsverwandten Rechte un!' Wohl
aten fest, nach den Bestimmungen des Art auch für die Reformier-
ten Selbst WeNn der Art 1icht deutlich ware, W1e ist, ware
in unNnsefrfem Falle doch die Einbeziehung der Reformierten eine aus-

gemachte Sache, weıl nıcht NUur der Majestätsbrief VO 20. August 1609
für beide Relıgionen des Augsburgischen Bekenntnisses gilt, sondern
auch weıl C555 in Art heißt „Silesiae et1am princıpes August
Confession1! addıct 1ı duces scılıc. in Brieg, Liegnitz, Münsterberg und
els etc  ““ WOorıIn die damals reformierten Herzöge VOoON rieg und
Jegniıtz erster Stelle VOrTr den evangelısch-lutherischen Herzögen
Münsterberg und els genannt werden. Folglıch sınd jene icht bloß
Aaus kaıiserlicher Gnade, sondern 1ra des Westfälıiıschen Friedensinstru-
entes Z Ausübung ihrer Religion für sıch un ıhre Untertanen
befugt, un Inan annn iıcht cun, als ob die Reformierten der
Relıgionsverfassung keinen Anteıl gehabt hätten, zumal die Ausfüh-
fung der westfälıischen Friedensbestimmungen das egente1 erhärtet



un die Reformierten sowohl wI1e dıe Lutheraner in ıhren alten Besıtz-
stand eingesetzt wurden. uch zeigt dıie Durchführung der Konvention
ZUr Genüge, daß in dem Paragraphen ‚„„‚Silesiae et1am princfpes etc  .6
keıin Personalprivileg enthalten ist, sondern die Untertanen mit rest1i-
tu.ert werden, W 1e auch aus$s der Regensburger Erklärung Kaiıser er
nands 111 VO März 1654 rhellt
Da Nnun der Ön1g VoNn chweden den Westfälischen Frieden ZUufF

Grundlage der konvention macht, folgt notwendigerweise, daß
datın die Reformierten iıcht 1Ur in dıe generell genannten Augsbur-
gıschen Konfessionsverwandten einbezogen und ihnen gleiche Rechte
mıt den Lutheranern ausbedungen sind, sondern daß S1e auch unte
dıe restitutierenden Personen fallen. Hıerzu kommt auch die Praxıs
des Reıches, daß, oft In den Reichsverordnungen dıie Gleichheit der
Relıgi0nen beachtet werden mußte, die Lutheraner sowohl WI1e die Re-
formierten ohne Unterschied zugelassen un den Katholiıken als Augs-
burgische Religionsverwandte entgegengesetzt wurden, bei allen
ordentlıchen und außerordentlichen Deputationen, be1i dem Kkammer-
gerıcht, dem Reıichshofrat un insgesamt be1 allen Reichsgeschäften,
in denen Relıgionsangelegenheiten Zufr Sprache kamen.

1 )a in der Altranstädter Konvention die Augsburgischen Religionsver-
wandten allgemeın genannt werden, siınd nach dem wahren Sınn
des Westfälischen Friıedens un aller Reichsverordnungen, nach dem
allgemeinen Sprachgebrauch und nach der Praxıs des Reıiches un der
Reichsversammlungen die Reformierten 1NSO mehr einzubeziehen, als,
WI1IeEe oben gesagt, 1m Friedensvertrag die Reformierten unter den
Restituierenden erster Stelle genannt werden. Wenn INan den
ausdrücklichen Inhalt des Westfälischen Frıedens die Reformierten
hätte ausschließen wollen, hätte 1es dann ausdrücklıch geschehen
müussen, zumal die Reformierten, sonderlıch in Schlesien, nach dem
Westfälischen Frieden 1Un einmal darunter fallen. Nach Abschluß der
Konvention wurde auch der englıschen un holländiıschen Gesandt
schaft eine dahıngehende Versicherung abgegeben, die mıt der n-
wärtigen Antwort der kaıserlichen Kommissare nıcht vereinbaren ISt

Demnach sınd die Reformierten in allem den Lutheranern in Zanz
ber- un: Nıederschlesien gleichgestellt. Denjenigen, die ZUE katho.
lıischen Relıgion übergetreten sind, darf iıcht verwehrt werden, wieder



umzutreten Ferner steht iıhnen den Orten, S1e eın Recht der
öffentlichen Religionsübung haben, frel, den Gottesdienst in ıhren
Aausern privat üben, iıhre Kınder in ihren ausern durch Privat-
lehrer unterrichten lassen oder auf auswärtige Schulen schicken
und Nachbarprediger iıhrer Religion einzusetzen. In Ehesachen unter-
stehen S1e den evangelıschen Konsistorien. Sıe siınd VO  « öffentlichen
Amtern, Bürgerrechten, Von Handel, Zünften un Handwerk Verträ-
ZCN, Erbschaften und Vermächtnissen nıcht ausgeschlossen un: TAau-
chen für ıhre Zulassung nıcht mehr als andere Religionsverwandte
zahlen. Sıe dürfen Immobilıen, Guüter un Häuser auf dem Lande und
1in den tidten durch alle gesetzlı erlaubten ıttel erwerben und,
wWenn S1e auswandern, wıeder veräußern oder durch andere verwalten
lassen. In den vier 1m Westfälıischen Frieden genannten Fürsten-
tumern einschließlich ohlau sınd den Reformierten die erwähnten
Rechte, dıe öffentliche Religionsübung, irchen un Schulen mıt An-
NEeEXeECN restituleren, die S1e Zur Zeit des W estfälischen Friedens be
saßen oder in Ausführung dieses Vertrages wieder erhielten. Die
formierten Landsassen und Adelsfamilien dieser Fürstentümer dürfen
auf ıhren Rıttersitzen un Gütern Prediger iıhrer Relıgion unterhalten
und geıistliıche Handlungen verrichten lassen.

achdem 1m W estfälischen Frieden sowohl WI1eEe in der Konvention das
Interzessionsrecht vorbehalten worden ist, wırd nıcht bezweifelt,
daß der Katiser den Breslauer Reformierten die öffentlıche Religions-
übung gestattet und daß sS1e einem Ort 1n Nıederschlesien, in
arola un in Oberschlesien, in Ratıbor, ohnehın b1Ss 1653
iıhre öffentlıche Religionsübung bestand, wıieder ausgeübt werden kön:

Wo aber in den 1er Fürstentümern dıie Reformiterten eine alt.
hergebrachte teformierte öffentliche Religionsübung oder Kırchen und
Schulen besaßen, wırd sorgfältig prüfen und festzulegen se1in. Soviel
ist sıcher, daß die Stifts- un Domkıiırche alllı Brieger Schloß mıt Anne-
CC den Reformierten zusteht. Das dazugehörige Gymnasıum wurde
jedoch gemeınschaftlich mit den Lutheranern unterhalten un: muß
auch künftig gemeıinschaftlıch unterhalten werden. Diese Kırche Waftf

keineswegs die eigene Schloßkapelle der rteformierten Herzoöpge. ob-
ohl dıese gewöhnlıch ort iıhren Gottesdienst verrıchteten. Sıe wurde
VO  $ Ludwıg 1369 einem Domstift Ehren Von St Johannes und
St Hedwig erbaut, fundiert und den Domhbherren übergeben, dıe S1e
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auch DIs 1534 besaßen, 1n welchem Jahr Friedrich I1 S1e rteformierte
un dıe Gefälle für fromme Zwecke durch einen besonderen Stiftsver-
walter verwalten 1eß Die teformıierten Herzöge aber besoldeten einen
Superintendenten un rel andere Prediger W1E auch die Kollegen des
Gymnasıums und die übrıgen Kırchen- un!' Schulbedienten. So sind
auch bıs heute dieser Kırche nıcht alleın die Stifts-, sondern auch
Privathäuser, be1 dem S10524 Sperlingsberg, be1 der Mühle un auf
dem Werder eingepfarrt. Auch rhellt aus dem dieser Stiftskirche
liıegenden Kiırchhof, CS keine Schloß-, sondern eine Parochtialkirche
ist, die, we1ıl S1e den Reformierten in Ausführung der westfälischen
Friedensbestimmungen restitulert wurde, ıhnen nach der Konvention
gleichfalls wlieder restituteren ist 17)
Auch Strahlenheim setzte seine Bemühungen, der Konvention Geltung

verschaffen, fort In einer Erinnerung VO 1: / Februar 1708 VOCI-

Jangte die Rückgabe folgender Kırchen und Kırchengüter:
Die Stadtkırche un Schule in Goldberg;
dıe Kırche St Johannes in Liegnitz;
das fürstlıche Stift St Johannes in legnitz mit allen Rechten,

Privilegien, Einkünften, Grundbesitz un beweglichem Gut ebenso WwI1ie
die übrigen Stiftungen den fünf Fürstentümern un der fes-
lau

die polnısche Kırche VOT dem Tor Brieg;
STG die Kırchen in Weıigelsdorf ( Fürstentum Münsterberg), Neu-
dorf, Seiıtendorf, Bärwalde, Neu-Altmannsdorf, Bernsdorf, 100
Peterwitz, ber- un Niıederlampersdorf, Fılıale von Weigelsdorf;
OsenDa Fılıale VO  3 Habendorf: die Kırche in Strehlıtz mMit Fılıale
Gramschütz; Rıemberg, Fılıale von Tannwald un Althof;: Domslau,
Fılıale von Tınz Dıiıe Mutterkirchen selen in den alten a setzen

uch der Kaiser könne nıcht als oberster Bıschof den Westfäli-
schen Frieden vermıittels des Majyestätsrechts eine Fıliıalkırche Vvon der
Mutterkıirche abreißen un: katholisieren.
W/as Nnun das verlangte katholısche Präsidium iın den errichtenden
Konsistorien betreffe, wuürde 06SN allerhand Miıßbräuchen Anlaß
geben, WeEeNN der Chef des Kollegiums, auf den das Meiıste, WENN nıcht

'I7) a.a.0 959—961



alles ankomme iıcht der Augsburgischen Konfession zugetan SC1IN
sollte, selbst WEeNnNn gehalten WAarLcC, sıch wıderstrebenden GewI1ssens
nach den Augsburgischen Bekenntnis geltenden Grundsätzen
riıchten 'IB)
Die Kommissare stellten dem den kaıserlichen Standpunkt gegenüber
im Vertrag Osnabrück SC1 ZWar CINILCN tädten zugestanden WOTL
den CI Kırche außerhalb der Stadt erbauen Doch damit
keinerle1 Pfarreirechte verbunden Vıelmehr lägen diese nach WI1e VOL
be1 der alten (katholıschen) Stadtpfarrei un die Bürgerschaft könne
sıch nıcht der Entrichtung der Stolgebühren dıiese entziehen Was
das Schulwesen betrifft Läßt der Kalser be1 seiner der Altran-
städter Konvention enthaltenen Resolution bewenden Wenn dıe Eltern
ıcht imstande sınd sıch CISECNE Hauslehrer halten oder ihre Kınder

Schulen iıhrer CILCENECN Relıgion schicken können S1e iıhren Kın
ern Jjederzeıt diejenigen relıgıösen Grundsätze beibringen denen
SIC sıch selbst bekennen Doch annn nıcht zugestanden werden daß
evangelıschen Kranken un Sterbenden das Abendmahl auch Von außer-
halb Schlesiens wohnenden Pfarrern gereicht werde weıl der Kaliser
ıcht gewillt 1St sCiNnen Erblanden Fremden eine geistliche Rechts-
stellung zuzugestehen un: geistliche Handlungen verrichten lassen
Zumal steht 065 den Evangelıschen freı sıch diesem Zweck nach
außerhalb Schlesiens begeben oder sıch der schlesischen Pfarrer
bedienen Diese letzte Möglıchkeit bestehe Überfluß
Hınsıchtlich der Stiftungen ag der Kaiser ein Bedenken das den
W ıtwen bewilligte echt außer Landes heiraten auch auf die Jung
frauen Augsburgischer Konfession auszudehnen Für ıhn beruht dıie
Eıinrichtung der Konsistorien für die Augsburgischen Konfessionsver-
wandten auf dem andesfürstlichen Hoheitsrecht un S1IC bleıibt ıhm
auch nach der Konvention vorbehalten ebenso WIC auch andere katho-
lısche Konsistorien vielen Orten des Römuischen Reiches vVvan-
gelısche nach deren iırchlichen Rıchtlinien behandeln un CS wıIird
dieserhalb auch Schlesien keine Schwierigkeiten geben ebenso
MIL den Berufungen und denjenıgen Sachen die den Kaiser gehen
Dıiıe Majestätsbriefe sind für aufgehoben erkannt worden Daher ann
dus diıesen auch ıcht die Zulassung Evangelischer öffentlıchen Am:-
tern abgeleıtet werden Denn obwohl der Religion alleın NIe-

m) a.a.Q0 961—963
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mand ‚den der Kaıiser für fähig erachtet; VO  3 AÄAmtern ausgeschlossen
werden kann, könne dennoch ıcht verneint werden, daß die f
setzung in öffentlıche Ämter unstreitig zum staatlıchen Regiment ZC
hört, zumal der Kaıser nıemals geahndet habe, daß die früheren und
jetzıgen protestantıschen Fürsten iıhre Glaubensgenossen erg A
tern heranzogen. Dem Kaiser an 1es INSO weni1ger streitig gemacht
werden, als weder VO  } den noch ebenden evangelıschen Fürsten och
in der Stadt Breslau die Katholiken auch LLUL den geringsten Am-
cern, geschwe1ige Ratsstellen oder erg höheren Funktionen ZUDC-
lassen wurden, und äßt weıt mehr evangelıschen Vasallen und
Untertanen als andere Fürsten 1n den Ländern, den Katholıken
die freie Religionsübung zusteht. W as ferner den schwedischen Vor:
behalt auf Ausdehnung der Rechte der Evangelischen betrifft, habe
sıch der Kaıser 1n vielen Fällen, die weder aus dem ext des Osna-
rücker Vertrages noch aus der Altranstädter Konvention abgeleıtet
werden können, (sunsten der Augsburgischen Religionsverwandten
erklärt, daß weıteren Ausdehnungen nıcht schreıten könne 19)
Mıt der VO Kaiser bestätigten Stolgebühren-Ordnung VO
18 Februar 1708 sollte der auf diesem Gebiete bisher herrschenden
W ıllkür be1 der Festlegung der Gebühren eın Ende bereıtet werden*).
In einer ‚„‚Endlıchen Erklärung“ VO März 1708 auf das Schreiben
Strahlenheims VC) Februar legten die Kommissare iıhren Stand
punkt fest Obwohl S1e sıch befleißigt haben, all dem, Wds der eigent-
ıche Sınn des Osnabrücker Friedens nach dem klaren Buchstaben der
Konvention MmMıt sıch bringt, innerhalb der festgelegten Sechsmonats-
frıst Genüge Cun, mMussen S1e mıt Befremden feststellen, daß rah-
lenheim mıiıt Erinnerungen aufwartet. Die daraufhin erbetene
kaıserliıche Resolution geht zusätzlıch zur kaıserliıchen Antwort auf
Strahlenheims Schreiben VO Januar 1 708 dahın ber die Lieg-
nıtzer St Johannes-Kirche hätten sıch schon die ruüuheren Herzöge eın
unumschränktes Verfügungsrecht vorbehalten, und sS1e se1 Von ihrer
ersten Stiftung nıemals eine Pfarrkırche ZCWESCN. Wenn auch der
Kaıser keine Bedenken habe, dıe VO  3 den Liegnitzer Herzögen der
Hotkirche zugeschlagenen Häuser der Stadtpfarrkırche zuzuwelsen,
tate 1es sowohl als Nachfolger un jetziger Fürst VOon legnitz-
17) a.a 56—95 22 17|  S

20) a.a.
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Brıeg W1e als Oberster Landesherr, und ebenso wen1g w 1e den frühe
fen Herzögen könne ıhm dıe Verfügungsgewalt über dıe Hotftkirche
bestritten werden. Dıe Goldberger Stadtkirche se1 den Protestanten
ıcht abgenötigt worden, sondern Übernahme einer anderen
Kırche freier Religionsübung von der Bürgerschaft freiwillig ab
getreten worden. ber das Liegnitzer se1 bereıits beiderseitiger
Zufriedenheit ein Vergleıich getroffen worden, der VOonNn nıemand AaNzZu-
fechten sSe1 Die gleiche Kırche in Brieg SCe1 Zzur Zeıt des Westfälischen
Friedens keine Predigt-, sondern eine Begräbniskirche SCWESECN, un
dabe1i habe Cs vermöge der Altranstädter Konvention se1in Verbleıiben.
Hınsıchtlich der Wiıedereinräumung der 1m Fürstentum Münsterberg
gelegenen Kırchen Weıigelsdorf, (Polnısch-) Neudorf, Seitendorf,
Bärwalde. Neu-Altmannsdorf, Berndorf un (Groß- ) Peterwitz sSe1
unwIidersprochen, daß das Fürstentum Münsterberg vorher und zur
Zeit des Westfälischen Friedens eın Erbfürstentum WAafr. und daß sich
das Wort „Münsterberg‘‘ in den Paragraph ‚„„Sılesiae et1am Princı-

opEeS NUr deshalb eingeschlichen habe, weıl die Herzöge els
aus dem Hause Podiebrad sıch, w1e auch be1i anderen Fürstenhäusetrn
üblıch, dieser Titulatur bedienten, obwohl sS1e keine Herrschaft mehr
ausübten. Dennoch habe der Kaiser den evangelıschen tänden bereıits

Kırchen einräumen lassen, und weıl jene erklärt hatten, mıt den
eingeräumten Kırchen zufrieden se1in, WCNN iıhnen noch die UI-
bersdorf un Dıttmannsdorf bewillıgt wuürden, könne mehr iıcht VeLr-

ang! werden. In die Wiıedereinräumung der außerhalb des Fürsten-
ums Münsterberg und des Gebietes der Stadt Breslau gelegenen Kır
chen könne der Kaiser 1I11SO weniger einwilligen, als der Osnabrücker
Friede un! dıe Altranstädter Konvention diejenigen Fürstentümer
neben der Stadt ausdrücklich 9 in denen dıe Religionsübung E1-
halten bzw eingeräumt werden soll Da die Fılıalen Weiıgelsdorf
un Habendorf 1im Fürstentum Schweıidnitz, die 1mM Namslauer Weıch
bılde gelegene Kırche Strehlıtz ebenso WI1eE die Tannwald, Alt-
hof und Kl Tınz 1mM Erbfürstentum Breslau gelegen sind, 2137 eine
Rückgabe iıcht €  ULE werden.
W as Nnun die Besetzung des Präsidiums der evangelıschen Konsıisto-
tien von Liegnitz-Brieg-Wohlau Detrıifft, se1 be1 der Schaffung des
Westfälischen Friedensinstrumentes ıcht autf das alte Jus episcopale,
das Bıschofsrecht, sondern das territoriale, das landesherrliche
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Recht, gesehen worden. Da die früheren Herzöge den Präsi:denten AauUuS
der Zahl der Regierungsräte ausgewählt hätten, se1 Cc5 durchaus riıch-
tig, auch der Kailser 1es (ue, ennn in der Konventi:on heiße
99 sollen dıeselben dem alten Brauch ach wiederum eingesetzt
werden‘‘ 21)
Strahlenheim widersprach März 1708 der in der Antwort VO

Februar enthaltenen ÄAnsiıcht, all das, W4S der echte Sınn des
Westfälischen Friedens ach dem klaren Buchstaben der Konvention
miıt sıch bringe, bınnen der vorgeschriebenen Sechsmonatsf{rist rfüllt
worden se1l Sowohl aus dem VO  $ ıhm übergebenen Verzeichnis der in
den fünf Fürstentümern un der Stadt Breslau rückständigen Kırchen
un anderen Forderungen WI1e€e dem Umstand, daß den Evangelıschen
eın wirklıcher Zutritt Ööffentlichen Amtern gegonnt werde, ergebe
sıch, daß die Bestimmungen der Konvention bisher och nıcht völlig
verwirklıch wurden. In seinen Beanstandungen se1 nıchts enthalten,
W aS ıhm nıcht ausdrücklich un wıederholt VOo Könıg aufgetragen
worden sel, und werde ıhm die endgültige kaıserliıche Erklärung
unverzüglıch zusenden 22)
Die lutherischen Stände versuchten 1U  3 in einer geme1nsamen
IuNg VO März 1708 den Kailser, noch etwas für ıhr Land her-
auszuholen. Sıe dankten ıhm für die durch die Konvention erhaltene
Relıgions- un Gewissenstfreiheit in der Hoffnung, daß auch den-
jen1ıgen Glaubensgenossen, dıe vielerorts teilweise viele Meılen un
ber eine Tagesreise Von öffentlıchen Gotteshäusern entfernt wohnten,
öffentliche Kırchen un: Schulen zugestehen werde. Aus der 1m ruck
erschıienenen Korrespondenz 7zwıschen der Kommuissıion und Strahlen-
eim mulßten S1e leider entnehmen, daß die bisherigen Verhandlungen

Besorgnissen Anlaß gaben Wenn S1e 1in unverrückter Treue un
Gehorsam Zum Kaılser lebten und sıch ach Kräften bemühten, in den
schweren kriegerischen Zeiten es ZuU des Hauses Österreich
beizutragen, waäaren S1e doch beruhigt, ;„„WENN WIr un: unNseTfe Nach-
kommen die Relıgions- un: Gewissensfreiheit in Ausübung NSC-
fes Gottesdienstes in öffentlichen Kırchen und unentbehrliıcher Unter-
weisung UHSCIer Kınder von EKu.K.M allergnädigst erhalten
könnten“‘. Auf die durch die Protestantenverfolgungen verursachte
Z'I) a.a.0 963—965
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schlechte \Wirtschäftslage ezug nehmend, fährt das Schreiben fort,
daß ‚„„‚dadurch aber be1 gegenwärtiger Verwüstung des benachbarten
Königreichs Polen un: dem sehr veränderten Zaustande der ANSIECN-
zenden Lausıtz dıe ehemals der Religionsfreiheit wıllen dahın aus
Schlesien emigrierten Handwerker zurückkehren un durch dieselben
einträgliche Manufakturen sıch vermehren, der me1ist verfallene Han-
del wieder zustandekommen, die 1emlıch verkleinerten landesherrli-
chen Eınkünfte sıch merklıch vergrößern würden‘‘. Be1i diesen ‚„‚Geld
klemmenden Zeıten, WenNn schon mıt noch mehrerer Bebürdung uNsers
ohnehin belasteten Kredits“, würden sS1e dennoch dem Kaiser mıt einer
wırklıchen Dankesschuld aufwarten un sıch bemühen, „allem Land
und Leute verderbenden Unheıil vorzubeugen‘“. Nur baten S1e den
Kaiser, den Augsburgischen Konfessionsverwandten in allen kgl
Weiıchbildern un Standesherrschaften in Schlesien eine OÖffentliıche
Kirche un Schule gestatten sowle auch auf dem Lande in Schrei-
ben, Lesen un Rechnen erfahrene Schulhalter bewilligen 23) Unter
dem März 1708 wandten sıch auch die evangelischen rauter-
gemeınden, die unter der Gerichtsbarkeit der Stadt Breslau und der
katholischen Geistlichkeit standen und sıch den Breslauer Vorstadt-
gemeınden St Salvator und Elftausend Jungfrauen gehalten hatten,

Strahlenheim, die Öffnung der beiden Kırchen erwırken 24)
Dıie Liegnitzer Jesuiten blieben ebenfalls iıcht untätig un: überreich-
ten der kaıserlichen Kommission eine Denkschrift, worıin sS$1e die Be-
rechtigung des Besitzes der Johanniskirche ausführlich begründeten.
anach habe S$1e weder den Landständen och der jemals gehört.
Nach Stiftung un Ursprung se1 S1e n1ıe eine Pfarrkirche ZCWESCNH, SON-
dern se1 lange VOL dem Westfälischen Frieden als fürstliıche Hotkirche
verwendet worden un habe unter der unmıttelbaren Jurisdiktion der
Liegnitzer Fürsten gestanden. Dann fıel s1e dem Kaiser Z  9 der S1e den
Jesuiten schenkte. Ohnedies gebe 65 1n der Stadt für dıe Evangelischen
zwe!l große bequem gelegene Pfarrkırchen, die, da dem Landvolk WwIe-
der iıhre Dorf£fkıiırchen eingeräumt werden sollen, Nur der dienten.
Es entspräche auch der Bıllıgkeit, daß den zahlreichen Katholiken
(unter ihnen der kgl Landeshauptmann, die Regierungsräte und der
Magıstrat ) die Hotftkirche gönnen sel, da dıe den Geistlıchen Jung
23) a.a.0Q. 967/8.
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frauen gehörige Kırche 1U iıhrem Privatgebrauch eingerichtet se1
Auf die Schenkung hın habe dıe Sozietät sofort Kırche, Kollegien,
Schulen un Seminare für ihre Zwecke eingerichtet un hierfür
liıegende Häuser un Baugründe euer hinzugekauft. W ürde iıhr die
Kiırche entzogen, ware eın AL verfügbar, das Kolleg eine
C Kırche anzubauen. Dazu se1 dıie Kırche ihrem Zerfall derart nahe-
SCWESCNH, daß mMan die baufällıgen Teıle abreißen multe und da auch
der Rest der Kırche einzufallen Fo. unter Erhaltung des fürstlıchen
Mausoleums eine Ccue bauen entschlossen ist Da auf das er-
baute Kolleg mıt der teilweise hineinragenden alten Kırche nı1ıemand
Anspruch erheben könne, würde eine Anderung des gegenwärtigen
Besıitzstandes eine Mißhellıgkeıit nach der andern nach sıch zıehen, Was

verhüten, die chrıstliche Liebe sowohl W1e das (esetz bedacht se1in
MmMusse 25)
Dıie be1 St Johannes in Liegnitz eingepfarrten Bürger raumten ohl
ein, daß dem Kalser das Patronatsrecht zustehe, entgegneten aber, daß
die Kırche seit uralten Zeıten bıs 1698 in ihrem unangefochtenen
Besıitz SCWESCH se1l Dem widerspreche auch nıcht, WEn S1e für eine
Residenzkırche gehalten werde. uch durch dıe Stiıftungsurkunde
Georg Rudol{£s VO 1653 werde sie icht einer Residenzkapelle
gemacht. Diese befinde sıch namlıch ach WI1e VOLr 1m Schloß, W1e auch
Aaus dem kaıserlichen Dekret VO 1676 den Breslauer Biıschof
hervorgehe. In der fürstlıchen Begräbnisordnung VO  3 1659 werde
7zwıschen der Schloßkirche un der Stadtkırche deutlıch unterschiıeden,
und iıhre Geıistlichen gleıch den anderen Stadtgeıistlıchen ihre
Gebühren be1 der Stadt, un auch aus anderen Gründen ergebe sıch
klar dıe Eıgenschaft der Stiftskırche als einer städtischen Kırche Die
Rückgabe der Kırche wurde jedoch mit der Begründung, sS1e se1l kalser-
lLiches Privateigentum, abgelehnt. Dıie der Johanneskırche angegliederte
Jesuiten-Akademi1e wurde in die parıtätische „Königlıche Rıtterakade-
MmMiıe  6C umgewandelt, dıie als Erziehungsanstalt des gesamten schlesischen
Adels dienen sollte 26)
Schließlich teilte Strahlenheim der Kommıissıon mıt, daß, auf
rund der Verwendung des schwedischen KöÖönigs den Evangelischen
rlaubt würde, den OUOrten, s1e von iıhrem Gottesdienst we1l-

25 aaÖ 968—97/70
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testen entfernt selen, auf eigene Kosten oder Kırchen erbauen,
se1in Könıg die Konvention als vollständig rfullt annehmen wurde.
Der Kaiser willigte eın unter der Bedingung, daß dafür in den drei
Fürstentümern Liegnitz, Brieg und Wohlau AdauS den den Evangelıschen
zurückgegebenen Kırchen eine genügende Anzahl den Katholiken Wwie-
der Zur Verfügung gestellt wurden, un ordnete d  9 dıe Eınzelheiten
mıt Deputierten der Fürstentümer festzulegen 27)
SO kam es schließlich Zum ExeRutionsreze ß vVO Februar 1709 Er
bezog sıch auf Gesamtschlesien mıt den Mediat- un Erbfürstentü-
mMern Sein weck WAar, dıie Konvention erläutern, vorhandene
ken auszufüllen, Zweifel un Unklarheiten beseitigen un S1e abzu
schlıeßen. Miıt der Konvention wurde ein Grundgesetz der schle
siıschen evangelıschen Kırche geschaffen. Es ist ihre letzte Rechtsgrund-
lage, dıe s1ie erst einmal VOLT ihrem Untergang bewahrte un: iıhr NC
Lebensmöglichkeit bot Der eze legte das Verhandlungsergebnis in
16 Punkten fest, erganzte die Konvention un ging teilweise, Ww1e in
der Gewährung der sechs Gnadenkırchen den Erbfürstentümern,

darüber hinaus.
Für die re1li Friedenskirchen wırd der Vermehrung der Geistlichen

un der Erbauung von Kırchtürmen mıit Glockengeläut vorbehaltlıch
der Stolgebühren für die katholische Geistlichkeit zugestimmt.

Zur Reichung des Abendmahls Kranke dürfen Geistlıche aus den
angrenzenden Fürstentümern hinzugezogen werden.

Evangelische dürfen ıcht katholischen Relıgionsübungen BC-
ZWUNZECN werden.

Dıe Mündel dürfen nach Erlangung der Vollhjährigkeıit gleich ande-
fren ber ihre Guüuter verfügen. W ıtwen un W ailisen dürfen sıch nach
Belıeben miıt In und Ausländern verheiraten.

Adlıge, Bauern und Bürger dürfen in den unter katholıscher Herr-
schaft stehenden Ländereien Guüter und Häuser erwerben.

Lutheraner dürfen kırchlichen Festen un Fejertagen arbeıten,
sofern der katholische Kultus icht gestört wird, un! ihre Buß- un
Bettage feiern. Dıe Kollatoren dürfen sıch in ıhren Patronatskirchen
bestatten lassen und Epitaphien un: Denkmiäler errichten lassen.

27) Lehmannus 989/90. M 1708.



Die Stadtkırche un: -schule Goldberg wıird wieder den Luthe
fanern eingeraumt ebenso das „polnische Kırche rieg
10 Die FE  ng der Liegnitzer Rıitterakademie au$s der fürstlıchen
Stiftung Z St Johannes wıird bestätigt
F Nachdem u  3 die Filialkirchen die sıch nıcht auf dem Territo-
LIUMN der zurückgegebenen Mutterkırchen befinden selbst Mutftterkir-
chen geworden sind entspricht C555 der Billıgkeit daß iıhnen auch deren
Rechte un Besıtzungen gelassen werden Andrerseıits stimmt der Kat1-
ser daß dıe Stolgebühren MITt den dem Augsburgischen Bekenntni1s
uge!  c Parochi1anen den zurückgegebenen Multterkirchen überlassen
werden
13 Die Konsıiıstorien Liegnıtz rıeg un: W ohlau werden wieder
nach dem Stand des Westfälıischen Friedens eingerichtet und ıhre
katholischen Präsiıdenten wurden unterrichtet daß die dıirekte Beru
fung beim Kalser treistehe

Auch das Konsıiıstorium (das SO Kirchenamt) be1 der Stadt res-
lau soll der Verfassung zZzur Zeıt des Westfälischen Friedens VeEeL-

bleiıben Nachdem die bısherige Praxıs zeigte daß dıe streitenden Par-
eıen sıch seit jeher wahlweise des bischöfliıchen Konsistoriums oder
des Kırchenamtes bedienten mußte 65 INSO mehr auch der Zukunft
dabe1 bleiben als die sıch freiwillıg das bischöfliche Konsistorium
wendenden Partelien ort entweder nach den Canones Augustana
Religione Receptos behandelt oder aber den Umständen entsprechend
sogleıch das Kırchenamt verwiesen werden sollen

15 Nachdem schon bısher Evangelische nıcht VOIN öffentlichen mtern

ausgeschlossen überlegt der Kaliser auch für die Zukunfit
tauglıche Lutheraner be1 der Stellenbesetzung Erwägung z1iehen

16 ber die nach dem Westfälischen Frieden den Vorstädten
Schweidnitz auer un Glogau hiınaus erlaubt der Kaliser daß sechs
weıtere Kırchen MIt Schulen nach Art der genannten Kırchen erbaut
werden doch dürfen davon die Parochialrechte der katholischen Pfarrer
nıcht berührt werden Dıe Kırchen sollen Fürstentum Sagan VOL

Sagan, Erbfürstentum Glogau VOL Freystadt, den Erbfürstentü-
mern Schweidniıtz/Jauer VOLr Hirschberg un: Landeshut, der freien
Standesherrschaft Militsch. VOL Miılıtsch, Erbfürstentum Teschen VOL

Teschen auf den abzusteckenden Plätzen errichtet werden, un der



Kaiser wird, sobald dıe schwedische Erklärung erfolgt, diıe Kon-
vention vollkommen vollzogen ist, das Erforderliche veranlassen.

Anschließend werden die zurückgegebenen Kırchen 1M einzelnen auf-
geführt. Es olg 1m Namen des Könıgs VonNn Schweden die Erklärung
des Bevollmächtigten VOon Strahlenheim VO Februar 1709 daß der
Altranstädtischen Konvention zulänglıch Genüge getan, daß S1e voll-
kommen rfüllt ist un keine weıiteren Beanstandungen bestehen,
sondern das ange schwebende wichtige Religionswerk abgeschlos-
SC ist Darauf trıtt das eskr1pt VO Februar 1709 das TEeS-
lauer Oberamt in ra den eze en schlesischen geistlıchen un
weltlıchen Instanzen bekanntzumachen. Die Auszeichnung der Plätze
für die sechs Kırchen hat der jeweılige Landeshauptmann in
egenwafr des (Gesandten schwedischen Hof Hofkriegsrat Ludwiıg
raf Von Zinzendorf un Pottendorf vorzunehmen 28)
Wenn der eze dıe Konvention als rfüullt un: in der Ausführung
gesichert bezeichnete, hält 1es$ den Tatsachen nıcht stand Die Kon-
vention hat die kirchliche Reaktion aufgehalten un dadurch den ort-
bestand der evangelischen Kırche ermöglıcht. 1a jedoch dıe kaıserliche
Seite VOonNn vornherein eine Anderung der außenpolıtischen Machtver-
hältnısse iıhren Gunsten in iıhre Berechnungen einbezogen hatte,
WAarfr für s1ie mıiıt der Niederlage chwedens der Zeıtpunkt gekommen,
sıch aller Ansatzpunkte für eine Restauration bedienen un! sS1e ZWar

weniger augenfällig, aber ebenso zielbewußt W1e unter Leopold fort-
zuführen 29) Es WAar nıicht verwunderlıiıch, daß dıie Kommuission be1 der
Ausführung der Konventionsbestimmungen dıe vielen Lücken un:
Auslegungsmöglichkeiten ZuUum protestantischen Nachteil ausnutzte,
und nach schwedischer Meıinung hätten be1 der Hartnäckigkeıit der
katholischen Seıite dıie strittigen Punkte NUur durch einen Krıieg entschie-
den werden können. Dıe Kommissare betrachteten als ihre Auf-
gabe, dıe Ausführung der Konvention aufschıebend behandeln,
mal sie mıiıt der Möglıchkeıit eines außenpolıtischen Umschwungs rech:
en konnten. So wurden dıie Erbfürstentümer, für die sıch der schwedi-
sche König ebenfalls verwendet hatte, bald übergangen, un auch für
die Reformierten konnte der mehrfachen Verwendungen Hol
Jlands, Großbritanniens un: des Corpus Evangelıcorum nıchts erreıicht
18) Nach einem Druck im Wiener St:  ar  IV.

2v) Wuttke 345
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werden 30) Dıie Konvention konnte daher die Ansprüche der schlesi-
schen Protestanten NUur sechr unvollkommen befriedigen. Teilweise WAar
S1e eine authentische Interpretation des Westfälischen Frıedens, te1il-
welse schränkte s$1e seine Zugeständnisse aber ein, un bedeutet
einen hohen rad der Durchlöcherung der religıösen Freıiheıten, wenn

dem Kaiser das Recht bestätigt wurde, den evangelıschen Konsistorien
katholische Präsıdenten vorzusetzen, daß Katholıken dıe Reinheit
der evangelıschen Lehre überwachten un evangelısche Pfarrstellen

Entgelt besetzten.
Die kaiserliche Politıik WAar darauf abgestellt, die katholısche Kirche,
VOL allem in den rein evangelıschen Gegenden, ach Möglichkeit
fördern, und dem dıenten vorzugsweise die von den evangelischen Für-
sten für ZaNz andere Zwecke gemachten Landesstiftungen, WI1e
die Rudolphinische Johannısstiftung 1n Liegnitz, die für schlesische
un böhmische Ordensniederlassungen verwendet wurde, wäh
rend evangelısche Privatfundationen iıcht mehr unumschränkt 0-
lıschen Zwecken nutzbar gemacht werden konnten. ber auch Geld
spenden, die Stelle VON Kırchenbußen verhängt wurden, un Stol
gebühren kamen dem Katholıziısmus zugute, Der Kaiser behielt sıch in
der Konvention VOT, in den Fürstentumern, eine Rückgabe VvVon

Kırchen zugestanden hatte, Ersatz leisten, nachdem sein Bemühen,
eine Anzahl der wieder den Protestanten eingeräumten Kiırchen
rückzuerhalten, vergeblıch Wa  $ Miıt einem VO Breslauer Domkapıtel
vorgestreckten Kapıtal VO 100 000 Gulden gründete die „K.u.K
Pfarrfundation in den Fürstentümern Liegnitz, Brieg un Wohlau““
VO Ma1ı } F71O un schuf 15 HO Kiırchensysteme, die unter dem
Namen „„Josephinische Kuratien“‘ bekannt wurden. Weiteren Ersatz
fand Man in Schloß und Amtskapellen, in Haynau, Lüben un:
Parchwitz Lieshitz), Rotschloß und Ketzerdorf-Karlsmarkt
Brieg) un Herrnstadt, Raudten un Steinau Wohlau). In ande-
fen Stäidten sah Man Räume 88l den Rathäusern VOoTr, wobe1i 65 in Pıt-
schen TIumulten der evangelıschen Bürger kam, mit deren Buß
geldern eine katholısche Kuratialkirche erbaut wurde 3'l)
Nur der Stadt Breslau, deren Obrigkeit och evangelisch Wal, und den
Fürstentumern Liegnitz, Brieg, Wohlau, Münsterberg un els hatte

30) a.a.0 334
3\) rünhagen 36/7, elsen 140
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die Konvention Erleichterungen gebracht; die Erbfürstentüumer hın
verblıeben 1n iıhrer bısherigen Gewi1issensnot. Als Strahlenheim

für die Ortschaften, in denen keine öffentlichen evangelıschen Kırchen
un Schulen rlaubt wenI1gstens Privatschulen durchsetzen
wollte, verwıiesen die Kaıserlichen auf dıe Möglıchkeıit, daß dıe Pro
testanten iıhre Kınder selbst unterrichten konnten. el wußlÖte INan,
daß infolge des Geıistesdrucks während der etzten Jahrzehnte LUr dıe
wen1gsten Protestanten in den betroffenen egenden och lesen OonNnn-
ten, un NUr dıe wen1gsten bemuttelt, daß S1Ie iıhre Kınder auf
auswärtige Schulen schiıcken oder durch einen eigenen Hauslehrer
terrichten lassen konnten, un ıhnen blıeb ann N1UL dıe Wahl, iıhre
Kınder als Analphabeten auftwachsen lassen oder aber auf katholi1-
sche Schulen schicken, womıt S1e der Katholisierung ausgesetzt WUur-
den Dı1e reli Friedenskirchen un sechs Gnadenkıirchen faßten ELE

den kleinsten eıl der Evangelıschen, abgesehen davon, daß diese Got-
teshäuser sowohl wI1ie dıe der angrenzenden Nachbarländer Sachsen,
Brandenburg un olen für viele ıcht erreichbar Die Verbitte-
Iung wurde auch dadurch genährt, vielen WESSCHNOMIMECNEN
Kırchen NUuUr Zanz wen1ge oder gar keine Katholiken gab SO in
Friedland miıt den umlıegenden Dörfern VO  — 621 Famılıen Nnur

katholısch, in Gottesberg be1 1500 Protestanten Nur Katholıken, in
Salzbrunn be1 2500 Eiınwohnern NUur einer, in Giersdorf un Umge-
bung unter 4000 Protestanten un! in Waltersdorf 2000 ein
einziger Katholık So blieben die Kırchen, denen eine Gemeinde fehlte,
geschlossen, un Nnur ZU. Quartalswechsel oder och seltener sammelte
der Priester für diesen Zweck eine kleine Gemeıinde, las dıe Messe un
forderte dafür VO  —3 den Evangelıischen die Stolgebühren. Die Evange-
lıschen, dıe geistliche Handlungen VO  —3 ıhren Predigern verrichten
lıeßen, hatten mıindestens doppelte Gebühren zahlen die für den
evangelıschen Geıistlichen und die Gebühren, die automatısch auch der
katholische dafür beanspruchen durfte un in der ege noch erhöhte.
Dıe durch eine Flut zerstorte katholısche Kırche in Neu-Kemnitz
mußlßte VON den evangelıschen Eınwohnern wıieder aufgebaut werden,
un in dem evangelıschen Pfarrhof richtete der katholische Pfarrer eine
Schenke ein

In Zzwel Hınsıchten konnten in der Altranstädter Konvention die £Ar-
geständnisse des Westfälıischen Friedens nıcht erreicht werden: Erstens
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wurde in den Mediatfürstentümern und der Stadt Breslau der freie
Gebrauch der protestantischen Kirchenbehörden eingeschränkt, w1e in

51 des Osnabrücker Vertrages festgelegt W  $ 13 des Exe-
kutionsrezesses gestand dem Kaiser das echt Z für die evangelıschen
Konsistorien katholische Präsidenten Iınıentreue
Katholıiıken die Reinheıt der evangelıschen re überwachten und

Entgelt dıe evangelischen Pfarrstellen nach ıhren Gesichtspunk-
ten aushandelten. egte das bischöfliche Konsistorium als kon
kurrierende Behörde fest, daß 6S sıch jederzeıt in die Tätıgkeıt der
stadtiıschen Behörde einmischen konnte, und Strahlenheim fand hierzu
dıie treffende Bemerkung: ‚„ Was mıt der einen and gebauet wird,
111 iNan mMit der anderen einreißen.““ Zum 7zweıiten engte der eze
den Begriff „Augsburgische Konfessionsverwandte“‘‘, der auf rund
der Bemühungen des Großen Kurfürsten sıch auch auf dıe Reformier-
ten ez0g, in den der ‚„Unveränderten Augsburgischen Konfession‘“
ein, und auch dıe Verwendungen Englands, der Generalstaaten und
Preußens konnten daran nıchts andern.

Die Konvention ıtt daran, daß ihre Bestimmungen teilweise nıcht
formuliert un daher Raum für den Protestanten ungun-

stige Auslegungen boten Da sS1e die Besetzung der evangelıschen
Predigerstellen nıcht behandelte, wurde die Besetzung der kaıiserlichen
Patronatsstellen Von der iıllkür der kaiserlichen Beamten abhängıg.
Da der Gebrauch evangelischer Erbauungsschriften icht ausdrücklich
erlaubt WAaTr, wurden S1C VO Henker verbrannt. Als die Preußen in
Schlesien einmarschierten, fanden S1Ee dıe Gefängnisse mıt Protestanten

gefüllt, die nıcht VOIN iıhrem Glauben hatten lassen wollen. DE in der
Konvention auch nıchts ber die Staatslasten WAar, WAar dıie olge,
daß die evangelischen Geistliıchen mit Steuern überlastet un die Laien
vorzugsweise für dıe Armee rekrutiert wurden.

Ebenso w1ie e1im Osnabrücker Vertrag wurde auch be1i der Konven-
tion gleich nach iıhrem Abschluß erkennbar, daß ihr VOoO  ” kaıiserlicher
Seite zuwidergehandelt wurde, un Strahlenheim drückte 1es aus

”I habe be1i der ganNzCch Execution der Conventıion aus allen Actionen
des kaiserlichen Hofes garzusehr wahrnehmen können, daß 1nan alles
auf Schrauben setzen sıch bemühet, be1 einer andern ihnen etwas
favorablern Conjunctur dıe Sache nach und nach wıieder in den alten

32) Lehmannus 210—216.



Stand setzen.““ ine strenge Zensur verhinderte, daß Unangenehmes
veröffentlicht wurde. Wohl wurden ach dem preußischen Einmarsch
die evangelıschen Beschwerden in einer umfangreıchen Denkschrift
aufgezeichnet, doch verhinderte dıe Ängstlıchkeıit des Minısters für
Schlesien Podewils ıhren Druck 32) Im Immediatbericht des Feld
kriegskommissar1ats, Breslau, Februar 1741 heißt CS „Noch ZC-
wIisser aber ist CS, daß VO  3 Seiten Österreichs dem Alt-Ranstädtischen
Executions-Receß in Religionssachen in chlesten ange iıcht

worden.‘ Auch eine der böh:nachgelebet noch selbıger gehalten
mischen Hofkanzleı in W ıen VO schwedischen Residenten 1 £185 über-
gebene Denkschrıft, eine Beschwerdeschrift der oberschlesischen Pro-
testanten desselben Jahres un eine solche der Teschener Protestanten
Von 1736 nahmen Übergriffen der Kaiserliıchen Stellung. Im ein-
zelnen seien folgende Fälle aufgeführt: Reskripte VO November
1/10 un Julı 1719 knüpften die Erlaubnis, auswärtige Geistliche
heranzuziehen oder besuchen, S19724 Permissionszettel des katho-
lıschen Pfarrers. Der Bischof VO  e Breslau untersagte seiner Geistlich-
eit die Ausstellung dieser Zettel, bevor sıch die Antragsteller

sein Generalvıkarıat gewandt hatten. W’ohnten die Beantragenden
weıt VO  > Breslau entfernt, konnten sich daraus größte Schwierigkeıiten
ergeben. Evangelischen Verlobten verweigerte mMan selbst Permissions-
zettel Zuf Trauung miıt der Aufforderung, entweder selbst katholisch

werden oder ihre Kınder katholisch erziehen lassen. egen die
Bestimmungen der Konvention verbot iNnan evangelischen Eltern, iıhre
Kınder auswärtige Schulen besuchen lassen, un verordnete be1
Strafandrohung, daß allen evangelıschen und katholischen Feier-
tagen AaUS jeder evangelıschen Famıltie wen1gstens ein itglıe, den
katholıschen Gottesdienst besuchte. Die Evangelıschen mußten wlieder

den Fronleichnamsprozessionen teilnehmen un w1e dıe Katholiken
niederknien. Für Evangelische bestimmte Stiftungen wurden Katholt1
ken zugewendet, und wWeNn Man auch keine Kırchen mehr wegnahm,

bedrohte INan doch Erneuerungen VON kirchliıchen Eınrichtungs-
gegenständen, Ww1e Kanzeln, Tau{fsteinen un! Glocken, mıt harten
trafen

Auch die weltlichen Rechte der Protestanten der Behördenwiıull-
kür unterworfen. Wohl ollten nach dem kaiserliıchen Reskript Vo

27. Julı 1716 be1i Fehlen schriftlicher Ehevertrage die Kınder aus Misch
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ehen nach dem Geschlecht der Eltern CErzZOLCN werden. In der Praxıs
zeigte sıch jedoch, daß inan solche Kınder diesem Gesetz un
der Konvention katholısch machen versuchte. So wurde entgegen
dem Ehevertrag des Barons VOoOoNn Beess durch Verfügung des lLeschener
Landeshauptmanns eine TIochter 1Ns Kloster, die andere 1ns Gefängni1s
gebracht, der Baron schlıeßlıch verhaftet, un: seine Eınkünfte wurden
sequestriert. Weiıtere Mittel falsche Eıntragungen in Kırchen-
bücher un die Zuwelsung katholischer Vormünder, selbst WEnnn es

nügend evangelısche Verwandte gab, un! die Auslieferung der Kınder
wurde auf tund einer Verordnung der schlesischen Justizbehörde
VOo 22 Januar LK durchgesetzt. Be1i den Altranstädter Verhandlun-
ZCH hatte Cr der Kaiser abgelehnt, eine Verpflichtung Zu«r Anstellung
evangelischer Beamter einzugehen. Schon die Ausdrucksweise der kon
ventıion, daß die Augsburgische Konfession eın Hiındernis für die FEr-
langung eines öffentlıchen Amtes sein sollte, Ließ nıchts Gutes erhof-
fen, un die folgende Praxıs bewıies, mıiıt Ausnahme der
Breslau dıe Protestanten VO  3 samtlıchen Regierungs- un fast allen
städtischen AÄAmtern ausgeschlossen blıeben Schon 1A0 / klagte Strah-
lenheim, als 65 dıe Ausführung der Konvention g1ing, ‚„„‚daß in den
Stadten, lauter evangelische Bürger, keıine einzige Rathsperson VON

der Augsburgischen Konfession anzubringen gewesen‘‘. Aasselbe galt
für die Auswahl der ständıschen Vertreter, dıe Katholiken in der
Regel auch annn vorgezogecnN wurden, WEeNln s1e sıch in der verschwin-
denden Minderheit befanden. In den C onventus Publicus, die stan-
dıische Landesvertretung, wurden s$1ie überhaupt icht gewählt, un im
Füurstentum Glogau wurden Evangelische auch ıcht als Advokaten
gelassen. Obwohl das Recht auf Grunderwerb den Evangelischen Vver-

brieft Wal, verbot iıhnen in Glogau der Magıstrat den 1wer'|! von

Grundstücken un Häusern, un: ohne Genehmigung der nächsten Be-
hörde durften S1e auch iıcht höhere Instanzen appellieren 33) Auch
das Justizwesen und dıe städtıschen Ratsstellen blıeben vorzugswelse
Katholiken vorbehalten.
Auch nach 1707 WAar mMan VOon Regierungsseite aus darauf bedacht, die
Verantwortung für die Vertragswidrigkeiten Von sıch abzulenken, und
NULr: dıie unteren Urgane in Erscheinung treten lassen. SO wurden
Verordnungen VO  - höheren Behörden den nıederen überhaupt icht
zugestellt oder in einer Form, daß diese ihrer Niıchtachtung heraus-

33) Lehmannus 0—221, Velsen 141



gefordert wurden. Für Strahlenheim stand CS fest, daß 65 neben offe
nen Instruktionen auch geheime gab, ‚„„‚damıt die Landeshauptleute
mıt ıhren geheimen General-Instructionen die Evangelıschen welıter
drücken können‘“ 34) Be1i der Zurücksetzung der Protestanten
über den Katholiken bestand Nnur insoweIıt eine Schranke, als mMan kal
serlıcherseits es vermeıden wollte, W d öffentliıches Aufsehen und
ÄArgernis CIIESCH gee1ignet W  — Doch 1eß das System all den Metho
den freien Raum, dıe der Katholisierung indırekt Vorschub eıisten
konnten, darunter auch der Schikane, wI1ie SiIE in Erscheinung Crat,
als mMan den Breslauer Vorstadtgemeinden St Salvator un Elftausend
Jungfrauen eine Erweıterung iıhrer Kırchen 1724 bzw 24 mMiıt der
Begründung verwehrte, daß 1eSs ber den alleın garantıerten Status
qUuO hinausgıing. In solchen Fällen blıeb annn Nur die Ausnutzung der
chronischen Geldverlegenheıit des Wiıener ofies un dıie Bestechlıich-
eıt seiner Beamten, un be1 der Elftausend-Jungfrauen-Kırche kostete
dies 000 Taler

Nachdem die römische Kırche in Schlesien wieder festen Fuß gefaßt
hatte, War S1e Nur wıderstrebend bereıt, auf ıhren Einfluß (Gsunsten
der Evangelıschen verzıichten, un in den unteren Ebenen kam 85
daher immer wıeder Streitfällen. W ohl scheıint Joseph entschlos-
SCI1 ZEWESCN se1in, sıch die Altranstädter Abmachungen halten.
och Wr dem Druck seiner Umgebung ausgesetZt, un die Kurie
bemühte sıch wiederholt, iıhn bewegen, das Abkommen kassie-
ECH, WOZU dıe entscheidende Nıederlage arl XII be1i Poltawa

Jul:ı 1709 geradezu herausforderte 35) Die Verhältnisse anderten
sıch jedoch mıit dem Regierungsantrıitt Karls I  3 der Ww1e Leopold voll
ständig unter dem Einfluß der Geistlichkeit stand Unter ıhm wurde

die ruhere Polıtik der kleinen aber empfindlichen Druckmuttel
geknüpft, und wAar Joseph bemüht, sıch die Konvention hal-
(CM, wurde unte arl VI wieder die Tendenz sıchtbar, dıie Kon-
vention umgehen un iıhre Lücken CGsunsten des Katholiziısmus
auszunutzen Eın ıttel hilerzu Jag in der Organısation der Konsisto-
rien, denen als landesfürstliche Vertreter katholische Präsıdenten VOTL-

standen, die der evangelischen Stimmenmehrheıt doch einen SC
wIissen tuck ausüben konnten. uch machte der Kaiser Von seinen

:u) Lehmannus

*z Velsen
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Rechten als oberster Bıschof weıtgehend Gebrauch. Die Geistliıchen in
den restituierten Kırchgemeinden lebten unter schwierigen Verhiäilt-
nıssen. Die Pfarrwohnung WAar oft besetzt, ihre Rückgewinnung oft
Nnur unter Schwierigkeıiten möglıch. Dem Kaiser hatten s1e eine Amts-
bestätigungsgebühr Von Rth zahlen, f mMit Türkensteuern un:
anderen Abgaben wurden S1e mehr belastet als dıie katholischen Pfar
fer. Auch das Schulwesen unterstand kaıiserlicher Oberauf{sıicht. Strenge
Vorschriften bestanden für dıie rhaltung der evangelıschen Kırchen,
da S1e auf dem Stande des Westfälischen Frıedens erhalten
ohne Rücksicht darauf, ob sS1e den jetzıgen Anforderungen entspra-
chen Vor jeder Neuerung WAar dıe kaiserliche Genehmigung einzuho-
len Als in Harpersdorf die durch Unachtsamkeit der Jesulten VeL-

brannte Kırche wieder aufgebaut wurde un: die Glocken einge-
schmolzen wurden, mulßten S1e auf das Gewicht des Jahres 1648 g —
bracht werden. In Nesselwiıtz un W ılkowitz Brieg) kam CS

schweren Zusammenstößen zwıschen den Geme1inden un!: dem Patron,
dem Breslauer Clarenkloster, das + 713 die Kırchen wıderrechtlic
schlossen hatte Die evangelısche Geistlichkeit stand unter strenger
Aufsıicht.
Das Hauptaugenmerk WAar auf die Verhinderung VON Amtshandlungen

katholischen Eingepfarrten gerichtet. Auch arl VI bediente sıch,
nach außen als tolerant erscheinen, der Geheiminstruktionen,
den katholischen Einfluß fördern, se1 LA3Z. den

Verkauf Von Landgütern katholischer Grundbesitzer Protestanten
verhindern. Be1i der Besetzung Ööffentliıcher Ämter blıeb die Religion

entscheidend. Die Berufung evangelıscher Geistlicher wurde erschwert,
indem nur Schlesier angestellt werden ollten, die doch durch die be
stehenden Schwierigkeıiten VO Theologiestudium abgeschreckt WUufTL-

den, un für dıe Bestätigung einer Berufung forderte mMan mehrere
hundert, für die einer Superintendentur ausend Gulden. Der
evangelische Geistlıche WAar beim katholischen Pfarramt eingepfarrt
un hatte selbst für siıch un seine Famılie Stolgebühren entrich-
ten Besuche be1i einem Glaubensgenossen hatte dem katholiıschen
Pfarrer vorher melden Adlıge LDamen bedurften Zufr Ehe mıit einem
evangelıschen Prediger einer Genehmigung, un! dıie Reinheiıit der
evangelıschen Lehre wurde VO  } der Breslauer bischöflichen Verwal
tung überwacht 36)
36) Wuttke S. 346
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Der Kaiser benutzte samtlıche Möglıchkeıiten, die sıch ıhm im öffent-
lıchen un: privaten Bereıich seiner Untertanen boten, dıe heimge-
fallenen Lande rekatholisieren, un hıerbe1 stand ihm ıcht Nufr
eine ergebene Beamtenschaft ZUF Verfügung, sondern auch die katho-
lısche Geistlichkeit, die auf dem Lande als einz1iges rgan der elt-
lıchen Gewalt diente. Besonders wichtig WAar die Beherrschung des
Schulwesens un! dıe damıt verbundene Beeinflussung der Jugend,
un: jede Maßnahme eine Kırche multe iıhrer Verbun-
denheit unmittelbar oder mittelbar auch die Schule treffen. Auch in
der Handhabung des Justizwesens lagen samtlıche Möglichkeiten VON

der einseitigen ideologischen Auslegung bIs Zum Druck un! Zurfr echts-
beugung Schließlich stand dem Kaiser noch das weitreichende Gebiet
des Gesellschaftslebens unumschränkt ZUFT Verfügung: Ämterpatro-
NAasC, Beförderung, wırtschaftlıche Vorteıile und gesellschaftliıche Be-
Zung auf der einen, Boykott aut der andern Seıite 37)
Der größte Streitgegenstand WAar dıe Mischehenfrage. Die Konvention
nthalt darüber nıchts un da keine nstanz für Miıschehen festgelegt
WAaTfT, wurde der evangelısche eıl das atholısche Konsistorium Ver-

wliesen. Aus dem Umstand, daß dıie Partner verschiedenem Kırchen-
recht unterstanden, ergaben sıch größte Schwierigkeiten. Da der ber-
trıtt VO katholiıschen Z evangelıschen Bekenntnis als außerst
schwerwiegend betrachtet wurde, wurde gleıch, nachdem der eze
wırksam geworden WAafr, durch Oberamtsreskript VO 2I. Maı 1709
der Übertritt als ‚„ Verbrechen der Apostasıie“ mit Landesverweisung
un Vermögenskonfiskation bestraft, wodurch, Ww1e CS in einem PICU-
Bıschen Yı VO  3 1709 heißt, ‚„die Protestanten nıcht anders als ab-
göttische Heıden angesehen un traktiret werden‘‘. Das Reskript wurde
1/18 un: 1/37/ VON eingeschärft und erweıtert, daß
auch diejenigen Protestanten, deren Eltern, Großeltern, Urgroßeltern
und Ururgroßeltern katholısch SCWESECN 9 als Katholiken ean-
sprucht wurden, und erst 1L3 verzichtete dıe kaiserliche Regierung
auf dıe Urenkel und Ururenkel Es wurden Listen aller Kınder Aaus
Mischehen geführt, Eltern unı Kınder ständıgen Eınmischun-
SCH ausgelıefert. Den Eltern WAar be1 harter Strafe verboten, ıhre Kın-
der lutherische ÖOrte schıicken. Das Fortschicken von Kındern
War NUr mıt Vorwissen des katholischen Pfarrers erlaubt, und vom Pfar

37) Velsen 25/6.



FT des Aufenthaltsortes WL ein Zeugnis beizubringen. Die
Kınder hatten die katholische Kınderlehre besuchen. Nach dem
(Gesetz durften Nur Söhne eines protestantischen Vaters 1M protestan-
tiıschen Glauben CErZOSCNH werden, un auch die Erziehung VO  3 Söhnen
katholischer Väter und Töchtern katholischer Multter 1M evangelıschen
Glauben galt be1i der katholischen Kırche als Apostasıe. Zahllose
wurden rücksichtslos verfolgt, und dıie Vorstellungen Strahlenheimms

vergeblich, da in der Konvention eine Lücke W  —

Die österreichische Regierung WAar auch darauf bedacht, nıcht das Re
formıertentum und andere protestantısche Bekenntnisse hochkommen

lassen, daß die gemeinsamen Bemühungen Str  lenheims, Eng-
lands, OoOllands und Preußens, sS1e in die Konvention einzubeziehen,
scheıiterten. Der kämpferische Kalvınismus galt eben der römiıschen
Kırche immer als eine gefährlichere OofrIm der Ketzere1i als das Luther-
(um das ıh schon 1mM Dreißigjährigen Kriege heftiger als den Katho
Lızısmus ekämpft hatte 38) Daß die Sekten sıch keıiner Erleichterungen
erfreuen konnten, entsprach em W ıllen der Habsburger ebenso w1e
dem Ausschließlichkeitsanspruch des Luthertums, dem sıch auch ra
lenheim anschloß, un die lutherischen Konsistorien nahmen SCIN
iıhrer Unterdrückung teıl und verfolgten argwöhnisch Abweichungen
VO'  3 iıhrer Kırchenlehre, unterstutzt VOoONn Bıischof un Domkapıtel 39)
ine C6 Gefahr erblickte die römische ırche 1M Pıetismus, und be1
seiner Bekämpfung erfreute sS$1e sıch ebenfalls der Unterstützung der
strengen Lutheraner. Der Besıitz unzensierter (Gebets un:! Erbauungs-
bücher wurde geahndet, iıhre Verfasser un Verkäufer wurden bestraft.
Als verdächtig galten Bıbeln un August ermann Franckes Pre
digten. 1712 erging dıe Pıetisten ein charfes Reskript. Viertel-
Jährlıch war ber s1e Bericht erstatten Irrlehreverfahren wurden
gestrengt, und dıe „Buschprediger“ kamen wieder auf Den Auswan-
derungen VO  ; Gläubigen begegnete mMan miıt einem Auswanderungs-
verbot, mıßfallıge Geistliche aber wurden amtsenthoben un: des Lan-
des verwliesen. Da das Augsburgıische Bekenntnis neben em ÖM-
schen das alleın 1n Schlestien geduldete WAaTr, WAar schon formal ein
tund ZuU Eingreifen die abweıchenden Lehrmeinungen DCLC
ben Die Schwenckfelder, dıe dıe fürstliche Landeskıirche für sıch

38) Grünhagen 41, 46/  S

7 rünhagen 46/7, ehmann 213, Wuttke 41, 34
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gewınnen versucht hatte, wurden 1/19 mit Unterstützung der luthe-
tiıschen Geıistlichkeit den Jesuiten zur Missionierung überlassen, daß
S1e 1726 efst in die Lausıtz, 1734 ach Pennsylvanıen auswan-
derten 40)
Das eskr1pt VOI Z AÄal 1709 berührte auch die rage der CVaNSC-lıschen Mündel. Der Kaıiıser umging die Konvention, indem be
stiımmte, daß ‚ ıhm als Obervormund freıistehe, neben dem evangeli-
schen Vormund auch einen katholischen bestimmen. Die kathol{i-
schen Feiertage WAafl' weıterhin beachten. Jede handwerkliche Be
tätıgung, dıe mit Geräuschen verbunden WAaTfl, Wr untersagt. Die vVan-
gelıschen hatten den Fronleichnamstag ehren, evangelısche Glocken
hatten läuten 41) ebenso WI1IEe auch die anderen katholıschen Feste
für die Protestanten galten. Trauungen 1im Nachbarland bedurften der
Dispensation. Man wandte alle möglıchen Knıiıffe A die
lisıerung der Laıen fördern, daß dıe ahl der Katholiken
ahm 1L3 kam das SsStTC Mal eine Prozession VO  e} auswarts ach
Breslau, sıch 1m Dom Ablaß holen Eın in Glauche (Kr reb-
nıtz) gestiftetes W ıtwen- und W aıisenhaus wurde ET aufgehoben,
da die Lehrer pietistisch seıen, un der Grundherr mulbte 1000 uka
ten Strafe zahlen.
Da mMan fürchtete, die Rückgabe vieler Kırchen sehr viele VO  &.

denen, die den Katholizismus unte Zwang AD SCHOIMNMEN hatten, ZUE
Rückkehr Zu Protestantismus veranlassen würde, wurden strenge
Maßnahme: dagegen getroffen, un die „Allergerechtesten Verord
Nungen die Relapsı“ VO 1687 wurden 1im eskript VO Maı
1709 wıederholt, da der Kaıser mıt höchstem Mißtfallen INOMMeEeN

habe, daß ‚,das Crimen Apostasıae Zanz allgemeın werden beginne“‘.
Der Apostat sollte 1m Gefängnis W ochen lang Von einem Priester
unterrichtet werden. Be1i Bekanntgabe des Patentes wurde dem Brieger
Magıstrat befohlen, festzustellen, wWer iın der und den azu DC
hörenden Ortschaften abgefallen Wa  — 13 Personen, be1 denen die Be
kehrungsversuche vergebliıch wurde befohlen, bınnen Stun-
den das Land verlassen un be1 Todesstrafe nıcht mehr zurückzu-
kehren. Grundherrschaften, die Apostaten entweichen lıeßen, erhielten
hohe Geldstrafen 42) Die Zensur herrschte weiıterhın. Dıie offizıiellen
4D) Velsen 151—153.
4l) Velsen
42) Wuttke 51—355, 359,
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Erlasse wurden durch Geheiminstruktionen aufgehoben oder erganzt,
un 1719 wurde die Veröffentlichung der kaiserlichen die Glaubens
dınge betreffenden Reskripte VO Kaiser verboten. Seit F7 durften
sıch ZWAar dıie Evangelıschen kaiserlichen Hoft durch Mandatar
vertreten lassen un dıe Kosten dafür trugen die schlesischen Stände
Im Bereich katholischer Herrschaften erschwerten diese jedoch die
Geldsammlungen für dıesen Zweck

ine aNONYINC Denkschrift Von 1741 unterzeichnet ‚„Ew Kgl Ma;y
afrme bedrückte treugesinNNte MT ihrem Vaterlande Schlesien ohl
meınende Vasallen Eıngesessene Untertane und Knechte Schle-
sien““ 1St Religionsbeschwerden Gravamına un Begründung
der preußischen Ansprüche auf Schlesien gegliedert S1e 1STt juristisch

Eıinzelheiten ıcht ze1gt aber deutlıch auf daß MIt
dem Regierungsantrıtt Karls VI die Altranstädter Konvention WI1IC 05

der Denkschrift el als ‚AI sıch selbst nu11l un nıchtig, auch NUur

ange gultlg“ WAar als der Kaiser SiIiEe nıcht ‚„durch anderweıtige
Verfügungen aufgehoben hatte‘‘ Der Schwerpunkt der enk
schrıift lıegt be1 den Konversionen ber die 2  a Volumina AauSZu

füllen wären‘‘ die Mischehenfrage MIt der rage der Kınder Aus

Mischehen den Stolgebühren un den geheimen Verfügungen Die
dem Buchstaben nach bestehende Konvention wurde nach un: nach
durch Bedrückungsakte ausgehöhlt un dıe Rekatholisierungsbemü-
hungen nıcht ZAaNzZ ohne Erfolg, 7umal sıch auch Res1ignations-
erscheinungen bemerkbar machten Im ZaNzZCN gesehen War aber der
Versuch die Fürstentumer Liegnitz—Brieg—Wohlau rekatholistie-
fen ein Unternehmen das der römıiıschen irche Nur eintrug,
die Habsburger aber den evangelıschen Schlesiern entfremdete un
WwWI1ie auch obıge Denkschrift e1g dem Anschluß Schlesiens reu-
Ben den Seelen der bedrängten Landesbewohner den Weg bahnte“** )
Be1 den Bemühungen die Rekatholisierung Schlesiens scheute iNnan

sıch auch nıcht direkten Gewaltmaßnahmen greifen urch Eın
SpCIIUNg un körperliche Züchtigung W iINnNnan dıe Evangelıschen
Zufr Teilnahme katholischen Gottesdienst un Man 1eß ıhnen dıe
Wahl entweder kathaolisch werden oder das Bürgerrecht und die
Wohnung verlıeren Noch WENILC Jahre VOLFr dem preußischen KEın-
marsch veranstaltete inan Fürstentum Teschen dıie Protestan-

43) elsen 151
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ten eine Massenaktion, indem Inan S$1e Tage Von der Arbeıt, nachts
au den Wohnungen holte un gebunden 1Ns Gefängnis warft un
ıhnen Freiheit und Besitz NUur dann zurückgeben wollte, WEn S1iE
katholisch wurden. ÄAndere wurden entweder ZU. Miılıtär gepreßtoder au dem Lande vertrieben, daß m dort wıeder kam w1e
früher daß die Bedrängten nachts in die erge und Wiälder {}  5:
eten 44)
„Nur durch Vernichtung aller natüurlıchen Freiheit und durch beharr-
lıche, tiefgreifende, alle freie Bewegung hemmende Geistesbeschrän-
kung annn das Reaktionssystem selinen Zweck erreichen.‘‘ Das habs-
burgıische System in Schlesien ging darauf AuS, durch einen beharrli-
chen, tiefgreifenden, jede freıe Geistesbewegung hemmenden ruck
Zu Ziele gelangen. Dıe Zensur WAar streng, un 1mM Lande durften
keine Beschwerdeschriften gedruckt werden. Als der russische
schäftsträger W ıen darüber Beschwerde führte, wurde s1e EkF714 da-
hingehend verschärft, daß alle geistlichen Schriften der Breslauer Uni1-
versıität un alle polıtıschen den Kepräsentanten der Fürstentümer VOTL-
gelegt werden mußten. Privatbriefe mußten sehr vorsichtig abgefaßtwerden. Dıe Servılıtät ahm überhand, un fähige Köpfe, die Ehrgeizbesaßen, schlossen siıch der herrschende: Macht d WwI1e der 1700
1n dürftigen Verhältnissen öln verstorbene Strehlener Ratsherr
Dr Jur Gott£fried Buckisch, der konvertierte, s ıs ZuU kaiserlichen
Hıstoriker brachte un zu Reıichsritter rthoben wurde. W 1e WUr-
den auch die me1isten anderen Geschichtsschreiber jener Zeit VO  —3 hohen
Herren unterhalten un! hatten weder Mult NOcCH ust Zzur Wahrheit,
wenn SiIe für die herrschende Macht unangenehm WAar Dıes gılt auch
für die schlesischen Religionsakten Von Buckisch, in denen alles für
den Protestantismus Herabsetzende aufführt. posıtıve Tatsachen VeLr-

schweigt, wichtige Akten verfälscht. Schrıften, die die schlesi-
schen Verhältnisse kritisch beleuchteten, blieben ungedruckt. In dem
Maße, in dem dieser Zustand anhıelt, wurde 65 immer schwieriger,schrıiftliche Nachrichten ber alles verbreıiten un rhalten, Was
den Machthabern ıcht gef1el, daß Jandesgeschichtliche Arbeiten
Zum großen eıl außerhalb Schlesiens erschienen, un das Zıtat VO

Tacitus, das Sommer, Pfarrer in Geischen und Seni0r des reises
Herrnstadt, unter dem Pseudonym ( ur10sus Sılesius Weıßenfels in

44) Lehmann 193—230.
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seinen Anmerkungen Zur Schlesischen Fürstenkrone VO  — Lichtstern f
Friedrich Lucae) drucken 1e0 W 1E die frühere Zeıt den auDßer-
sten rad der Freiheıt kennen lernte, sahen WIr, w1ıie weIit die
Knechtschaft geht, da durch geheime Nachspäher u15 der Verkehr in
Reden un: Hören wurde, © galt ebenso für die Z eit
ach 1:20% Die Schrift des Liegnitzer Hofpredigers Lucae führt
d daß ach dem ode des etzten Herzogs VO  — Liegnitz—Brieg—
ohlau eine Flugschrıift verbreıtet wurde, WwOorın für die damalıge
Zeıt bezeichnend behauptet wurde, daß 1: Von den Jesuiten VeEeIL-

gıftet worden SC1  „ wOorauf sS1e VO Kaiser verboten wurde 45)
Es lıegt nahe, daß dıe Sterilıtät der schlesischen Publizistik, die MNULr

das bringen konnte, Wds der Von oben vorgeschriebenen Lintıie ent-

sprach, die Inıtiatiıve erlahmen 1eß un der Volksbildung schweren
Schaden zufügte Es fehlte dıe einem freien Volke eigene geistige
Regsamkeıt, dıe auf die verschıiedenen Zweige des wirtschaftlichen
und kulturellen Lebens befruchtend gewirkt hätte In diesem System,
das der Mehrheit der Schlesier eine iıhnen wıderstrebende geistige Hal
(ung aufzwang, mußlßte sıch dıie schöpferische Kraft des Volkes in
Apathıe, Erstarrung un Vertfall des geistigen Lebens verwandeln.
Dasselbe gılt für den allgemeınen Volksunterricht für die evangeli-
sche Jugend, der in dem Maße, in dem dıe evangelıschen Lehrer VelL_r-

Jagt wurden, mehr un mehr behindert wurde, und viele Eltern
65 VOTL, sS1e VO der Schule fernzuhalten, STA s1e VO  ; katholischen Leh
fern unterrichten lassen 46)
Schwer lıtt auch se1it langem das Schulwesen der höheren Schulen, das
in Schlesien ım Zuge der Reformation hoher Blüte gelangt WAaLl,
nachdem Trozendorff die Melanchthonsche Humanistenschule ach
Schlesien verpflanzt hatte L)as beruhmte Trozendorffsche Gymnasıum

Goldberg gzıng ein Dıe international bekannte herzoglıche Schule
Brieg stiechte dahın

Eiıngezogen wurden: Das große Gymnasıum 1in Beuthen (Oder)
(1629); die gelehrten Schulen Teschen, Guhrau (4627) Schweid
nıtz, Striegau, Grünberg, Jauer, Großglogau, Hırschberg (1628) Fran-

kensteın, Bunzlau, Wohlau, Troppau, Jägerndorf, Löwenberg, Steinau,

45) Wuttke 373—377

46) a.a.0 379.

104



Landeshut 629); Münsterberg (1 635) Freystadt 65 1 Ohlau
(1699); Steinau (1702) Eıniıge Schulen, w1e Glogau, Schweıdnitz,
Frankenstein, Münsterberg un: Freystadt wurden unter Leitung katho
ischer Lehrer weıtergeführt. In Durchführung der Konvention WUuL-
den Nur die Schulen in Schweidnitz, Jauer, Glogau, Ohlau, Steinau,
Hırschberg, Landeshut, Freystadt un Teschen den Lutheranern zurück-
gegeben, und in Miılıtsch un dagan gestattete INnNan die Errichtung

Anstalten. Auch den Gnadenkirchen konnten Schulen errich-
tet werden 47)
Zum Rekatholisierungsprogramm gehörte auch die Lenkung der Volks
bıldung. Man bemühte sıch, das Reisen un Studieren Junger Schle
ster 1m Ausland verhindern, iıhrem Aufenthalt in protestantı-
schen Ländern vorzubeugen, DIS INan schließlich den Besuch auswärt1i-
SCI Uniıversitäten verbot. Dıe Breslauer Jesuiten-Universität rhielt
29— 17 ıhr eigenes Gebäude auf dem Baugrund der kaiserlichen
Burg, Von angekauften AÄäusern des Sperlingsberges un VO  3 einem
Stück Stadtmauer mıiıt Türmen, darunter das Kaisertor, die die
unter Eıgentumsvorbehalt Zurfr Verfügung tellte 48) Die Druckschrif.
ten unterlagen der Zensur un dıe Buchhandlungen der Überprüfung
durch den kaıiserlichen Fıskal und Ordensleute. Auch die Von Prote-
tanten betriebenen tuckereien der katholischen Seite ein Dorn
1im Auge. Nur hatte Inan noch nıcht bemittelte Nachfolger be1i
der and Beiım Erwerb von Druckereien ollten aber BLUE: katho-
lısche Bewerber berücksichtigt werden. Ausländische Zeıtschriften
durften iıcht eingeführt werden, un iıhr mpo stand Uunte Strafe 49)
SO sank die Volksbildung un Wıssenschaft VON ihrem hohen Stand
herab und fıel der Überfremdung anheım. Talentierten Persönlichkei-
ten, die der geistigen Enge entgehen wollten, blıeb nıchts anderes
übrig, als auszuwandern, und überall jener Zeit in protestan-
tiıschen Ländern Schlesier tätıg, un 1in Heipzie arbeıteten damals
dreißig gelehrte schlesische Lutheraner. Auch der in Breslau geborene
Christian Wolff gıng zuerst ach Leipzig, spater ach Halle War in
den VOrausgegangeENEN Jahrzehnten das schlesische Schrifttum VO

Lutheranern geschaffen, erlagen s1e jetzt der Liäihmung ihrer auf
Fortschritt gerichteten Schaffenskraft. Damıt Wr auch dıie Masse des

47) a.a. 381— 383
ÄB) rünhagen
49) Wuttke 385/6, 392
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Volkes der gelistigen Lethargıie anheimgegeben. Die ÜberWachung der
protestantischen Geistlıchen un Latien durch jesultische Aufpasser wWar

einer Änderung des Volkscharakters in Rıchtung demütiger Haltung
VOFLFL den Bedrückern un Ängstlichkeit Ausdruck VOL den Ges1in-
nungsschnüfflern un dem Schwıinden des Unternehmungsgeistes un
fortschrıittlicher Gesinnung förderlıch 50)
Andrerseıts vollzog sıch unte dem Glaubensdruck eine Vertiefung
der Relıgiosıtät. Bıbel, Predigt- un Gesangbücher wafen STETS ZuUufrf

Hand, un: in der Famıltie las Inan au Luthers Hauspostille un
Valerius Herberger. Wo Kırchen- un Schulbesuch iıcht möglıch Wafr,
gaben Kantoren un Schreiber geheim unte allen möglichen Vor
wänden Religionsunterricht. Hausterer vertrieben evangelısche Lieder,
und ein rteicher reifenberger Bürger, der siıch 1mM Brandenburgischen
nıedergelassen hatte, 1eß Ar schlesische Kınder in Berlın aufziehen
und kaufte eine große, auf 400 000 Stück angegebene ahl von Bıbeln,
Katechismen un Erbauungsbüchern auf, die 15 Jahre Jang in Schle-
s1en verteıilte, bis iNnan auf seine Festnahme einen Preıs setzte Dıie Pre-
diger stärkten ıhren Glauben, indem S1E auswärtige Geistliıche (ast-
predigten einluden 5'I) W.iährend sıch ZUX gleichen Zeit französische
Bürger un! Bauern 1ın Sudfrankreıich Relıgionszwang erhoben,
hatte der schlesische Mensch keinen Mut mehr energischem Ent
gegentreten. W/7ohl wurden der MajJjestätsbrief un dıe Konvention
mehrfach gedruckt, doch das Reformatıionsjubiläum ET wurde stil1
begangen, un unter den 184 deutschen Denkmünzen jenes Jahres
befand sıch keıine schlesische Den Schweidnitzern wurde die Feier VO  3

allen Instanzen verweıigert, un den lutherischen Predigern der Stadt
Breslau, dıie überhaupt nıchts unternehmen wagten, wurde eine
Schmähschrift ber Luther 1ns Haus gebracht. Als der Generalsuper-
intendent VO  3 o  &: Cyprian, in Breslau eines Beitrages Aaus$s

Anlaß des Festes anfragte, rhielt STa dessen ein Gedicht, worin
CS heißt

‚„„Das aup Vvon Schlestien wıe ? Breslau hat geschwıiegen,
Da andre lobesvoll VOTLr (‚ottes Ihrone leSen

sage: Ja und nein! Ja Denn betrübte Zeıten
Verboten, öffentlıch den Jubel bereıiten.

5n) a.a.0 414
5\) a.a
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W enn eın verfolgter GeI1lst miıt Mund und Händen beDbt,
Klıingt die Musık wohl als W1e ein Loter Jalst: **

Nur in Teschen hatten die evangelıschen Geistliıchen den Mut
einem Festgottesdienst, worıin der Dıakon Muthmann auch der
Rechtsgrundlagen für die evangelıschen Freiheiten gedachte Dafür
wurden S1e einige Jahre später unter Vorwänden des Landes verwIlie-
sen

AußBerlich schienen die schlesischen Lande weıtgehend rekatholisiert
seın, WOZU die Religionsheuchelei erheblich beitrug. Dıe Jesuitenbemühten sıch nach allen Kräften, den Schein in wıirklıchen Glauben

verwandeln. Da 65 hıerzu aber gebildeten Kräften fehlte, wurde
177& in Breslau ein Alumnat gestiftet. Ferner holten die Jesuiten VOIN

aps 1737 die Erlaubnis ein, in Schlesien missionieren, nachdem
S1e auf kaiserlichen Befehl schon 1719 in dıe Gebiete Von Goldberg,
Löwenberg und Schweidnitz die übriggebliebe-
nen Schwenckfelder bekehren Miıt Befehlen Unterricht und
Prüfung erscheinen, mıiıt Geldstrafen un: Gefängnis versuchte INan
der Ketzer Herr werden, un! Auswanderungen wulßte Nan
verhindern. Oktober 1737 übernahm der böhmische Ordensprovinzıialfür einige Monate eine 1SS10N in Neıisse, und Bußprediger
durch das Land Schließlich wollte iIinan eine in Böhmen geltende e..

folgreiche Bestimmung auf Schlesien übertragen: Das Gesetz, das
Nıchtkatholiken für erbunfähig erklärte 52)
Auch in dem Zustand der Lethargıe, in den das schlesische, immer
noch überwiegend evangelısche olk verfallen WAaTr, koönnte 65 jedoch
eins iıcht Dıie Staatsgewalt lıeben, deren Hauptziel die Unterdrückung
dessen WAarf.  9 WAas ıhm höchsten stand: die Relıgion. Das Bedrücken-
de WAar NUurLr. daß eine Änderung dieses Herrschaftssystems, in dem
Herrscherhaus un Kırche ständıg auf ein machtloses olk einwirkten,
ıcht erwarten stand, und Was die dıplomatischen Verwendungen
Von außen betraf, lehrte dıe Erfahrung, S1e Nur dann wirksam

wenn eine Macht dahinter stand, dıe wiıllens und 1n der Lage
WAÄTfL, ıhre W ünsche durchzusetzen, un: dıe Worte eines böhmischen
Emigranten: „„‚Keıne durch Verbrechen oder Gewalt erworbene Macht
hat immerwährenden Bestand. Des schlecht Erworbenen wird der drıitte

52) a.a.Q 430—433.
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Erbe sich icht freuen‘“‘ schıenen den damalıgen Realıtäten VerL-
blassen 53) Von einem österreichischen Patriotismus WAafr, 1m CGanzen
gesehen, in Schlesien aum noch die ede L)as der ständiıgen
österreichischen Fiınanznot Zahl geringe Mılıtär in Schlesten Wafr als
zügellos bekannt und berüchtigt. Die Beitreibung VON jährlıchen Pau-
schalabgaben War den tänden überlassen, Wa sıch staatlıchen Un;-
gunsten auswirkte, HIs mMan 1705 die Generalakzıse als allgemeıne
Konsumabgabe einführte, die aber auf außersten W ıderstand der Be-
völkerung stieß und ebenfalls mıßglückte.
Hınzu kam, daß Schlesıen, dessen Wohlstand auf einem blühenden
Handel un lebhafter Industrie VOLr allem in der Tuch: un Leinen-
fabrıkation beruht hatte, 1im Jahrhundert VO  5 einer Wırtschafts
krise betroffen wurde. Die Handelsbeziehungen Polen wurden nach
der Thronbesteigung Augusts des Starken nach Leipzig, der polnısche
Viehhandel wurde durch Schweden nach den Ostseestäiädten abgelenkt.
Der galızısche Salzhandel wurde durch das kaıiserliche Monopol ZeLr-

stort Den Handel Rußlands lenkte Peter der IO nach den Hafen
städten Archangelsk un Petersburg ab, un: die 5A23 egründete L[US-

sische Handelskompagnie Berlın beeinträchtigte den schlesischen
Handel ebenfalls. So esa dieser 1mM I: Jahrhundert nıcht einmal
mehr dıe Hälfte se1ines früheren Umfangs. uch wırkten sıch immer
mehr dıe Verfolgungen der schlesischen Protestanten im KL Jahrhun
ert AauS, VO  5 denen viele ausend Tuchmacher un er nach olen
un in die sachsıische Lausıtz ausgewandert un eine blühende
Industrie aufgebaut hatten, dıe der schlesischen Industrie einer
schweren Konkurrenz wurde, 1IN1SO mehr als s$1e ort weniger besteuert
wurden, und 1720 wohnte in Schlesien Tuchmachern MNUL

noch der drıtte eıl Ww1€e er Das Aufkommen der französtischen
Industrie un  er Colbert ahm Schlesien den spanıschen Absatzmarkt
Wohl bemühte sıch dıe österreichische Regierung, das Land, das in
Wıen als das 1n Handel und Industrie me1isten entwiıckelte der
Kronländer galt, wıieder wirtschaftlıch hochzubringen, un nach Ab
schaffung der provınztiellen Zollschranken ahm 65 wieder einen 3C
wissen Aufschwung. och konnte der in dieser Epoche in chlesien
herrschende mMa un auf Wohlleben bedachte Zeıtgeist unter den
führenden Gesellschaftsklassen keine entscheidenden Anderungen her

53) aa () 434/5
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beiführen. Es 1st eine Zeıt des Für-sıch-Dahinlebens, in der 05 kein
Gefühl für das gemeınsame Ganze gab, die aber auch eın der
Erwartung künftiger Veränderungen ZU Besseren enthielt. Der An
stofß azu mußte von außen kommen 54)
Dıiıe Gleichordnung der gegenreformatorischen Bestrebungen VO  - Ka
ser und Kırche anderten nıchts der staatskırchlichen Unterordnung,
dıe die Habsburger dem Breslauer Bistum vorschrieben. Der Kolow
athsche Vertrag, nach welchem Nur Eıngesessene Bıiıschöfe werden
konnten, galt längst icht mehr. Unter den Bıschöfen zwıschen 1585
un 1732 gab 05 Nur zwel Einheimische. Zu den Bıschöfen, die die
Kaıiser dem Bıstum aufzwangen, gehörte neben dem polnıschen rin-
zen arl Ferdinand der Kardınal Sınzendorf, der letzte österreıichi-
scher Zeıt zufr Regierung gelangte Kırchenfürst. Der Kaıiıser ahm auch
für sıch das echt Anspruch, die Abte bestätigen, und
1658 wurde die Teilnahme kaıserlıcher kKkommissare be1i allen W.aıhl
handlungen oblıgatorisch. Im Kloster Trebnıtz kam CS k /O5
dazu, der den kaıserlichen W ıllen effolgten VWahl
einer polnıschen Abtissın dıe dequestrierung der Temporalıen un

die mıiılıtärıische Exekution erfolgte. Seine schärfsten Gegner1n-
nen Ließ der Kaiser in andere Klöster umzıehen un fAaC! die Gegner-
schaft der übrıgen durch Aushungerung. hne kaıserlichen Dispens
ollten auch keıine Poliınnen mehr ZU NovıIizıat zugelassen werden.
arl VI wırkte be1 der Besetzung samtlıcher höheren geistlıchen Stel
len entscheidend miıt uch die formal noch bestehende Verbindung
mıiıt der Metropole (snesen wurde, be1 lebhafter Zustimmung des TES-
lauer Domkapitels, VO  — ıhm endgültig gelöst. Um katholischen del
ansäss1ıg machen, Warfr der Verkauf VO  — Gütern Protestanten VO  -

erschwert worden. Andrerseıts sollte der Grunderwerb durch
die Tote and verhindert werden, daß noch nach einer kaıserlichen
Verfügung VO  5 1740 geistlıche tıfter Nur annn Guüter VO  3 Laıen Er-

werben durften, wWwenn s1ie „emn Äquivalent“ Laten verkauften. Be
sıtzrechte und Neuerwerbungen geistlıcher KöÖörperschaften wurden
per10diIs überprüft, un der kleinste auf Wr eine kaıiserliche
Genehmigung geknüpft. Auch die römıiısche Kırche diente der trich
Cung des habsburgischen Eınheıitsstaats. Sıe hatte die Gemüuülter der
Untertanen beherrschen und wurde ihrerseıts VO Kalser beherrscht,
54) rünhagen ©  N
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wobe1 dieser aber wıieder VO'  - der Universalkırche geleıtet wurde.
Staatskırche un Kırchenstaat durchdrangen sıch. In weltlicher Hınsıcht
hatte sıch der schlesische Landeshauptmann ngs VO Vertreter der
Stände ZU. königlichen Beamten gewandelt, neben dem Oberamt und
kammer als königliche Behörden standen, und a1s dıie Preußen ein-
marschierten, WAar dıe staatsrechtlıche Gleichschaltung Schlesiens mıt
dem absolutistischen Regime Jängst vollzogene Tatsache 55)
Da nıcht 1mM Deutschen Reıch, sondern auch in den anderen EufO-

päischen Staaten der Grundsatz „CuJus reg10 eJus relıg10“ galt, mußte
auch in diesem Zeitabschnitt be1 der Gestaltung der Beziehungen der
europäıischen Staaten zueinander das konfessionelle Moment eine er-

heblıche Rolle spielen. Auch König Friedrich Wılhelm Von Preußen
betrachtete sich als Schirmherr des deutschen und europäischen Pro
testantısmus, un!' dıe gegenreformatorische Aktıvıtät der Jesuiten, Ve[r-

bunden mit den ständıgen Religionsverfolgungen innerhalb un:! außer-
halb des Reıiches, veranlaßten ıhn, den Friedensvertrag (076
holm 14720 7zwıschen Schweden und Preubhen eine gegenseltige Ver
pIL  ng Gunsten der Angehörigen der Augsburgischen Konfes
S10n aufnehmen lassen 56) Eın preußiıscher Ministerial-Erlaß VO

1723 Christian Thomasıus wies unter Hınblick auf die Vor-

gänge im Regensburger Reichstag besorgt darauf hın, daß Man auf dıe
Ausrottung der evangelıschen Religion im eiıch und die Umkehrung
all dessen, der Augsburgische un! Westfälıische Friede ıhren
unsten enthielt, hinarbeıtete, und beauftragte iıh mit der Ausarbe1
tung einer Schrıft ber die Lage der Evangelıschen Vergangenheıt
un! egenwart. Thomasıus ging in seiner Antwort, bezeichnender-
welse streng vertraulıch, darauf ein, w1e MNan darauf hinarbeıtete, in
katholischen Territorien Evangelısche als Ketzer ausrotten lassen,
evangelısche Landesherren Konversion veranlassen und Kar
dinälen oder Bischöfen machen und, wenn MNan die Männer iıcht
bekehren konnte, S1e oder iıhre Kınder mıt katholischen Personen VOILI-

heıraten lassen; daß MNan versuche, dıe Evangelıschen entweder g_
geneinander aufzuhetzen oder s1e mıit dem Versprechen, die Ursachen
für dıe Religionsbeschwerden beseitigen, einzuschläfern, daneben
aber dıie Katholiken einigen, den Evangeliıschen gegebener
!5) Lehmann Velsen

56) Lehmann-Granier R 418
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Zeıt den (Jaraus machen. TIhomasıus betrachtete CS als hoffnungslos,
daß sıch der den evangelıschen Reıichsständen eigenen Uneinigkeit
Je etwas andern würde, un! befürchtete genteıl, daß sıch Au

verschiedensten Gründen der Zorn des Corpus Evangelıcorum
iıh richten werde, weshalb auch dıe Abfassung der Schrift ab
lehnte 57)
Der Eindruck des Thorner Blutbades VOon 1724 das auf die Ausschal-
tung des deutsch-evangelischen Elements 1in Polen hınzielte, Wr in der
protestantischen Welt ungeheuer, VOL allem be1 dem preußischen KOö
nıg Zudem in England die katholischen Jakobiten Werk
Für den Herzog von Lothringen sollte eine (katholische) Kurwürde
geschaffen werden, und der Wıener Hof bemühte sich die russiısche
Freundschaft, Preußen seiner stärksten Anlehnung berauben
un Polen den Rücken Z decken. Er WAar bestrebt, die kaıserliche Auto-
riıtat 1mMm Reich wieder herzustellen un die Reichsglieder, die ihr enNtT-
wachsen5 VOTLT allem iıhren mächtigsten Staat Preußen, wieder
unterwertfen. Gleichzeitig SCWAaNN Schweden für sıch, indem den
Herzog von Holsteıiın als Erbberechtigten Schweden anerkannte, un
1M prı 14725 schloß W ıen MIt adrıd eine Allıanz die Türken
un: protestantıschen Fürsten. Die gegenreformatorische Bewegung,
dıe den Ihorner Vorgang veranlaßt hatte, drohte, auf die achbar-
taaten überzugreifen. Preußen betrachtete dıe W iener Aktıvıtät in
Petersburg, W arschau un Dresden mıt Besorgni1s, da eine kaıiserliche
Allıanz mıt Rußland un! Polen Preußen ZU. Schlachtfeld machen
drohte, und gegenüber solchen Drohungen un unter ausdrücklicher
Bezugnahme auf TIhorn schloß 65 mMiıt nglan un Frankreıch im
pfı 1A33 den Vertrag Herrenhausen 58)’ dem sıch auch Daäane-
mark, Hessen, Holland un! Schweden anschließen wollten Da aber
tür Preußen der Vertrag dıie Erwartungen ıcht erfüllte un die er-
wartete Unterstützung seiner Ansprüche auf Jülıch-Berg ausblieb,
schloß der Önig, dessen rteichstreuer Eıinstellung eine Verbindung mıiıt
Österreich mehr zusagte, mMıt dem Kaiser 1m Oktober 1726 den Ver
trag Von Könıigswusterhausen, der 25 1728 in dem S19724 ‚„ EWI1-
SCH Bündnıiıs“ Berlın bestätigt un erganzt wurde, worıin der Könıig
die Pragmatısche Sanktıon anerkannte un auf Jülıch verzıchtete, wäh-
57) &::a.:{() 692

58) Droysen, Staatsschriften 50, Droysen, Geschichte 4,2, 366, 4,4, 392 HS
er S 580, ehmann-Granier G

441



rtend der Kaıiser ıihm Berg zusıcherte. Nachdem aber 1M Januar 1732
durch seine Vermittlung für die Sanktıon die Reıichsgarantıie erreicht
worden WAafr, erklärte iıihm 1im August Prag der Kaiser, daß Preußen
sıch muıit einem eıl VO Berg ohne dıe Hauptstadt Duüsseldorf begnü-
ACH Musse 59) Da zudem der Kaiser dıe preußiısche Garantıe für dıie
Sanktıon iıcht mehr benötigen glaubte, weıl nach österreichischer
Ansıcht Preußen durch dıe Garantıe des Reıiches Von 1732 gebunden
se1  9 forderte P aı 8} 1738 mit England, Frankreıich
und Holland, dıe Jülıch-Bergische Sache der Entscheidung der 1er
Mächte überlassen, un bald darauf einıgten sıch der Kaiser un
Frankreıch in einem Geheimvertrag VO 13 1739, daß Jülıch-Berg
vorläufig erst einmal der Pfalzgraf Von ulzbach erhalten sollte. Da-
mıit WAafrtr der Vertrag VO  3 Kön1igswusterhausen gebrochen, und Preußen
betrachtete sıch auch AausSs der Reichsgarantie nıchts mehr verpflichtet.
Dıie römiısche Kırche sah das Eindringen Preußens in dıe nıederrhein1-
schen Landschaften Nur mıt größtem Unbehagen. In iıhr wırkten, W I1e
eine Denkschrift der Kongregation der Kardınäiäle VO  3 1 43 zeigt,
ach Ww1e VOL dıie auf die „Ausbreıitung der alleine seelıg machenden
catholıschen elıgıon” un: die „Untertänigmachung und Beherr.
schung des ZaNzZCH Erdbezirkes‘‘ gerichteten Tendenzen. Die Befrie-
dung Europas sollte durch dıe Beseitigung der Ketzer erreicht werden.
Za3 diesem weck sollte in England dıe katholısche Dynastıe Stuart
wıieder ZUT Herrschaft gelangen un Holland zwıschen Österreich und
Frankreıch geteılt werden. Dazu gehörte auch der späater verwirklıchte
Plan in olen August VON Sachsen gegenüber Stanıslaus Leszczynskı
begünstigen, da er dıe größeren Garantıen für die Vernichtung der
Andersgläubigen bieten schien. Dafür sollte Stanıslaus auf Lebens-
zeıit mıt Lothringen entschädıgt werden, das anschließend Frank-
reich fallen sollte In Deutschlan: sollten die protestantischen Fürsten
durch mıiılıtärische Exekution bezwungen oder rekatholıisıiert werden.
Bıs Zur Durchführung des Planes ollten dıie protestantischen Staaten
durch leere Worte getäuscht un in iıhrer Heereskraft durch polıtische
Miıttel geschwächt werden. Schließlıch sprach iINnan sıch für den Rheın
als Reichsgrenze Frankreıich au  N Brandenburg-Preußen aber
sollte „gänzlıch unterdrückt werden‘“‘ 60)
57) A.D 650, Lehmann-Granier 4, 437

6U) Droysen, Geschichte 4,4, 416

14



Es Jag für Friedrich il VO Preußen nahe, über die Öösterreichische
Polıtıik seıit em Friıeden VO  > St ermaın einen Rückblick anzustellen
und au der Erkenntnis Folgerungen zıehen, daß das Haus abs
burg Brandenburg-Preußen erst die schlesische, dann die rhe1i-
nısche Erbschaft gebracht habe, un daß seine Vorfahren für alle
treuen Dienste, die sSie iıhm aus Anhänglichkeit geleistet hatten  5 AT 1n
ihren Rechten beeinträchtigt worden 5 daß der Kaiser das Ver-
trauen seines Vaters miıßbraucht un se1in Haus se1it 1679 mıt Undank
belohnt habe, un das Verhalten des Katlisers ın der jülich-bergischen
rage bot Friedrich den etzten Grund, dıie schlesischen Ansprüche
se1ines Hauses geltend machen. Indem die allgemeine olgerung
ZOßB);, ‚„„daß der | Wiener |} Hof daselbst, ıhm W dS zuwidergesche-
hen, solches Nn1e VELBCSSC, und Wenn INnan ıhm W AsS Guths getlan, mıt
Undank Iöhne - sah sich auch moralısch AZu berechtigt, un das
‚‚Exoriare alıquıs nostris OSS1Dus ultor  CC Ol Kurfürst Friedrich W ıl
helm ist Nur ein Ausdruck der tradıtionellen Unaufrichtigkeiten des
Hauses Habsburg 61

Als die Preußen in Schlesien einmarschıierten, betrachteten die katho
lischen Mächte dıe schlesische Unternehmung als einen rieg, der der
ZaNzZEN katholıschen elıgıon un ihrer Ausrottung in Schlesien galt 62)’
un auch Marıa Theresıia, die ıcht 7zuletzt mit preußischer Unterstüt-
ZuN£ ZuUuf Regierung gelangt War fand O iıhrer en staatspolıt1-
schen Fähigkeıten nıcht der inneren Unabhängı1gkeıt, die CS iıhr Cr-

laubt hätte, iıhre protestantischen Untertanen für das Haus Habsburg
einzunehmen und der österreichischen Innen- un Außenpolitik eine
andere, VONn konfessionspolıtischen Momenten unabhängige Rıchtung

geben. Im Gegenteıl befürchteten be1i ihrem Regierungsantrıitt die
schlesischen Protestanten EeEuEC Bedrückungen, dıe Jesulten sprachen
offen davon, un als das Grenadierregiment Harrach aus Ungarn
marschierte, sprach 111a 1ım Furstentum Liegnitz davon, daß 1es den
Protestanten gelte, un daß drıtten Adventsonntag die „„‚Entketze-
rung“” beginnen werde 63) W ıe sehr das konfessionelle Moment
Wıener Hoft bezüglıch Schlesiens nach w1e€e VO+rE einen politischen eıt-
gedanken bildete, wiıird durch seine Bemühungen gekennzeichnet,
SCH chlesien einen Religionskrieg entfachen., un!' konzentrierte

fil) Droysen, Staatsschriften, Näaheres 43—60.
52) 1L ehmann-Granier Y 27T7T/8
63) Oncken
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seine Bemühungen auf olen, daß sıch inzwischen einem Stuütz-
punkt der Gegenreformation entwickelt hatte, un W ıen konnte der
Sympathıen König Augusts 1LL.,, der Königın, der polnıschen Geist-
ichke1 mMıt dem Primas VOL Polen un des polnischen Adels siıcher
sein. Es WAar ein Glück für Preußen, daß die polnıschen Großen einem
kriegerischen Unternehmen Aauls Furcht VOL einer trussıschen Einmi-
schung in olen widersprachen, un: Friedrich bemühte sıch, die Be-
fürchtungen der europäıschen Mächte zerstreuen, daß dıie Besetzung
Schlesiens der Ausrottung der katholıschen Religion im an gelte 64)
Unter diesen Umständen Wr C5 natürlıch, daß die evangelıschen Schle
sierf, die schon arl M mıt dem Nımbus des Retters aus höchster
Not versehen hatten, diese Verherrlichung Nun auf den preußiıschen
König übertrugen, und gerade dıie einfachen Leute sahen in ıhm zuerst
den Protestanten. Diese innere Verbundenheit der Schlesier mıt Tan-
denburg-Preußen ist das Ergebnis einer Jangfristigen Entwicklung.
Seit der Zeıt des böhmischen Aufstandes äßt siıch verfolgen, w1ie ein-
sichtige schlesische Männer die Habsburger VOL der Entfremdung
warnten, dıe sıch aus einer ständıgen relig1ösen Bedrückung ergeben
konnte. Der Fanatısmus, der den kaiserlichen Hof beherrschte, 1eD die
Fähigkeıt dieser Einsıcht ıcht Z  9 und als die Wagschale der miılıtä-
rıschen Kräfteverhältnisse sıch Preußens Gunsten senkte, bedurfte
CS keiner Eingewöhnung des Landes die preußischen Herrscher
mehr, da die evangelıschen Schlesıier, die immer noch den gröheren
eıl des Volkes biıldeten, schon seit langer Zeit innerlıch mit dem PIo
testantıschen Brandenburg-Preußen verbunden Es zeigt sıch
1er das Phänomen der geistigen Loslösung eines Landes VO  —3 seinen
Beherrschern Da die preußische Regierung dıie kırchlichen Rechte der
Katholıken icht antastete, hatten diese keinen Grund, sıch
Preußen aufzulehnen, zumal 1in jenen Zeıiten der Übergang eines Lan-
des unter eine andere Dynastıe nıchts Besonderes darstellte. er
konnte das Patent der Kaiserin VO Dezember 17424 das die Schle-
ster des Gehorsams den König Von Preußen entband un s1e
aufforderte, „„be1 der ersten Gelegenheıt, die das Anrücken iıhrer AÄAtrmee
ıhnen geben werde, den König und seine Truppen als Feinde
zusehen, mıiıthın dem Feinde allen möglıchen tuch cun, der
Königıin un ıhren Kriegsvölkern en möglıchen Beıistand un ALOF-

64) Lehmann-Granier 2, 13 14, 16, S17, Droysen, Staatsschrift: 7-—280, 286, 287
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schub eisten > schlesischen olk keinen Wıderhall finden 65)
Der preußische Önıg hingegen konnte geltendmachen welchem
Maüße die kaiserliche egierung durch maßlose Auflagen Vermögens-
teuern Zölle Bewillıgungen un!: Darlehen das Land D1s aufs Blut
AauSgCSOHCMH un eld adus$s dem Lande geschleppt habe dıe Verwaltung
der Landeseinkünfte unsäglıche Unordnung brachte ast auf ast
häufte die Rechtspflege verwahrloste VOF allem aber dıie Evangel1-
schen dem klaren Buchstaben des Westfälischen Friedens un der
Altranstädtischen Convention zuwıder schnurstracks verfolget un:
MITt unendlıchen Chıicanen beschweret ja Ööfters auf eine unchristlıche
und barbarısche Weise mıiıßhandelt un ihr Vaterland un abselig
eıt MITt dem Rücken anzusehen SCZWUNLEN worden W as die Van-
gelischen für den Fall Rückgliederung erwarten hatten e1g!
auch der preußische Bericht VvVvon 1745 ber Exzesse der österreichischen
un achsischen Truppen Schlesischen ries. WOorıin CS el
da Nan den evangelıschen Einwohnern vielen Orten, sonderlıch

Gebirge, angekündigt, daß dieses Pfingstfest das letzte sein ollte,
ıhren vorhın Vo Hause Österreich theuer erkauften un! be1

jetziger milder Regierung erhaltenen Bethäusern gefeliert wurde und
daß sehr kurzer Zeit nach dem Beispiel CINISCI anderen Länder die
katholıische Relıgion selbst durch Feuer und Schwert die EINZILE
Schlesien gemacht werden so ingegen berief sıch Onig rie
riıch auf iıhr CISCNCS Zeugn1s ob icht SEeIt Beginn der preußiıschen
Herrschaft beiderle1 Religionsverwandte (Protestanten un Kathol1:1
ken) ohne den Unterschied iıhrer Meınungen beachten gleichmäßig
beschützt un beli der Verteilung VOo  - Ehrenstellen un! mtern aL-
teiisch bedacht die au der tüheren konfusen Verwaltung erwachse-
nNnenNn Beschwerden un Gebrechen des Landes behoben allenthalben
gute Ordnung eingeführt un!: jeden gleiches echt zugebillıgt
habe 66)
SO fıel esien Preußen WI1IC C1Ne reife Frucht Das schwergeprüfte
Land WAar 7zweıimal durch Intervention des evangelıschen Auslandes VOLr

der konfessionellen Gleichschaltung bewahrt worden Beide Male aber
hatten dıe (saranten der beiden Vertraäge iıcht verhindern können daß
der katholische Vertragspartner die Rekatholisierung ber die Ver-

65) Droysen Staatsschriften 528

66) 528—535 542
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Lragstreue tellte und der schlesische Protestantismus zweıimal {
Untergang bedroht wurde, un dieser wurde schlıeßlich NF dadurch
verhindert, daß das Land unter die Herrschaft eines protestantıschen
Staates kam Es Wr das Glück des Landes, der NECUEC Herrscher
sıch die vertraglıchen Verpflichtungen IC den Status Cll.10 der
katholıschen Relıgion Zzu wahren un die Gleichberechtigung der Schle
sıer beider Bekenntnisse sıchern. Damıuıut knüpfte Friedrich dıe
Zeıt der Majestätsbriefe VO  3 1609 d die in den Böhmıiıschen Landen
als erstem europäıischen Staatswesen dıe Glaubenstyranne1 beseitigt
un das gleichberechtigte Nebeneinander der beiden Bekenntnisse SC
bracht hatten, einıge Jahre, bevor auch Kurbrandenburg sıch diesem
Grundsatz verschrieb Doch kam die konfessionspolıtische Weende NUL:

Preußisch-Schlesien ugute, während die Protestanten den habsbur-
gischen Landen och 21 Jahre warten mußten, bıs S1e 1861, INZWI1-
schen Z einer verschwındenden Mınderheit geworden, die volle bur
gerlıche Gleichberechtigung erlangten.

Dr eorp Jaeckel
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